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i Vochenſchau vom 21. bis 27. Januar. 
re 1 or immer in der Verfaſſungs⸗Criſis. Das 
Ergebniß, welches die Verhandlungen der Zten Kammer in Betreff 
der Königlichen Botſchaft geliefert, haben wir in Kürze in der geſtr. und 
heutigen Zeitung bereits mitgetheilt und nehmen wir, um zu ſchnelle 
Wiederholungen zu vermeiden, darauf hier Bezug. So ungüntig ſich 
auch anfangs die Anzeichen für eine friedliche Löſung zu geſtalten ſchie⸗ 
nen, ſo iſt doch jedenfalls für Viele eine befriedigende Beantwortung 
dieſer Frage erfolgt und iſt nicht mehr zu befürchten, daß das Mi- 
niſterium zurücktreten, und uns, wie der Miniſter des Innern in der 
Vormittagsſitzung vom 26 ten angedeutet, dadurch neue Stürme be⸗ 
reitet werden, und die Deutſche Einheit in weite Ferne hinausgerückt 
werden könnte. Das Finanz⸗Miniſterium hat am 22ſten den Ent⸗ 
wurf des Geſetzes über die Aufhebung der Grundſteuerbefreiung vor die 2. 
Kammer gebracht. Die erſte Kammer hat das Gewerbegeſetz vom 7ten 
Febr. v. J. ebenfalls genehmigt. Die Annahme dieſes ſo tief in das 
Leben des Volkes eingreifende Geſetzes, iſt ohne jede Abänderung erfolgt. 
Wir können uns mit dieſer Maaßregel um ſo weniger einverſtanden 
erklären, als die Regierung daſſelbe im vorigen Jahr offenbar gedrängt 
vom Augenblicke erließ. Wir hätten gewünſcht, daß bei der Reviſion 
der gewiß conſervativ⸗ conſtitutionelle Grundſatz mehr zur Richtſchnur 
genommen worden wäre: das Gemeinde- und Staatsleben auf die 
vorhandenen Verhältniſſe des Beſitzes und der Berufsgenoſſenſchaft zu 
gründen. Eine Anhäufung von Zwangs- und Controll⸗Maaßregeln 
iſt nie eine Gewähr für die Erhaltung des ruhigen ſtaatlichen Beſte⸗ 
hens. Iſt nun auch nicht gerade der Zunftzwang eingeführt, ſo ruht 
doch ein Theil der Einſchraänkungen, die die Gewerbefreiheit erfahren, 
auf verwandtſchaftlichen Theorieen. Die Verarmung unſeres Gewerbe⸗ 
ſtandes liegt aber nicht in der allzu großen Freiheit beim Betriebe des 
Gewerbes, ſondern in der Freiheit, daß, ehe ein geregelter Verdienſt, 
ein feſter Lebensunterhalt gebildet, dem eben zum Geſellen Vorgerück⸗ 
ten die Erlaubniß vom Staate gegeben war, ſich mit einer Frau zu 
verſehen, und mit ihr eine Anzahl Kinder in die Welt zu ſetzen, deren 
Ernährung und Erziehung den Eltern die wenigſte Sorge zu machen 
ſchien, indem ſie ſich wo möglich gar nicht darum bekümmerten, und 
ſo dem Staate die große Zahl Proletarier lieferten, für deren Exiſtenz 
und Lebensunterhalt die Leute ſich jetzt den Kopf zerbrechen. er Wegen 
der Einverleibung der Hohenzollernſchen Länder ſind verſchiedene Be⸗ 
denken in der 2ten Kammer zur Sprache gekommen, jedoch wurden Dies 
ſelben von der Majorität beſeitigt. Der Central⸗Wahl- Ausſchuß hat 
die Ite Anſprache an das Preußiſche Volt erlaſſen; die darin ausge⸗ 
ſprochenen Prinzipien hält man für die des Miniſteriums. Die bisher 
beſtandene Ober-Bau⸗ Deputation iſt aufgelöft, und die Mitglieder 
dem Miniſterio überwieſen worden (vergl. Itg. Nro. 23.) Mit dem 
Biſchof von Münſter war ein Conflict entſtanden, indem er ohne ein⸗ 
geholte Genehmigung eine Unterrichts- und Erziehungsanſtalt in Gas- 
danz in Weſtphalen hat in's Leben treten laſſen. Die Regierung befahl 
daher die ſofortige Schließung der Anftalt. Jetzt, da er nachträglich 
die vorgeſchriebene Form beobachtet, iſt der Befehl zurückgenommen, 
und die Erlaubniß dazu ertheilt worden. Die Berliner Garniſon ſoll 
bedeutend vermehrt werden, und ſind zum Zwecke der Unterbringung 
der Truppen verſchiedene Grundſtücke angekauft worden. Bei den 
Wahlen nach Erfurt haben im ganzen Lande die Demokraten ſich nicht 
betheiligt. Die Oeſterreichiſche Regierung hat die Krakau⸗Oberſchle⸗ 
ſiſche Eiſenbahn nun definitiv übernommen. Für die Stamm- Aktie 
giebt ſie 4 prozentige Obligationen, die vom Oeſterr. Staat garan⸗ 
tirt, und auf das geſammte Bahneigenthum fundirt werden. In Weſt⸗ 
preußen giebt ſich eine große Neigung zur Auswanderung nach Ruß⸗ 
land kund, beſonders betheiligen ſich junge Kaufleute und wohlhabende 
r. or 

ef chland. — Frankfurt. Als Baſis eines abzuſchließen⸗ 
den Friedens mit Dänemark iſt die Untrennbarkeit beider Hetzogthümer 
angenommen. Ein neues Proviforium für beide Herzogthümer ſoll 
hergeſtellt werden, weshalb bereits ein Commiſſarius der Central-Be⸗ 
hörde aus Frankfurt nach Schleswig gegangen iſt. Der Friedensſchluß 
ſelbſt wird die Aufgabe Preußens ſein. Am 22ſten wurde die geſetz⸗ 
ebende Verſammlung eröffnet. — Batern. In Folge Aufforderung 
Oeßterreichs ſoll Herr von d. Pfordten Vorſchläge zu einer Deutſchen 
Verfaſſung gemacht haben, die aber ſämmtlich verworfen ſind da ſie 
nichts Neues bringen und nichts enthalten, worauf Oeſterreich ein 
ehen zu können glaubt. Dagegen heißt es, hätten nach neueren Vor⸗ 
chlägen ſich die 4 Königreiche mit Oeſterreich über eine Deutſche 
Verfaſſung geeinigt, die ein aus den beſtehenden Kammern zu bil⸗ 
dendes Volkshaus feſtſetzen ſoll; und befände man mit Preußen ſich 
deshalb in Unterhandlung. — Heſſen. In Darmſtadt if die zweite 
Kammer aufgelöft worden. — Weimar Das abſolute Veto iſt ge⸗ 
fallen, direkte Wahlen ohne Cenſus beliebt worden, die Deutſchen 
Grundrechte ohne Abänderung eingeführt, der Beſchluß gefaßt, daß 
der Landtags vorſtand den Landtag einberufen kann, wenn es die Re⸗ 


gierung nicht thut, alſo eine rein demokratiſche Conſtitution eingeführt 
worden. — Mecklenburg. Die Bundes ⸗Central-Commiſſion in 
Frankfurt hat an das geſammte Miniſterium in Schwerin den Antrag 
geſtellt, von allen Maaßnahmen abzuſtehen, die den gegenwärtigen 
Stand der Sache verrücken konnen, und daher für wirkungslos zu er⸗ 
achten wären. Das geſammte Miniſterium hat in Feſthaltung des 
Bündniſſes v. 26. Mai und der Competenz des Bundesſchiedsgerichts 
in Erfurt, auf dieſes Schreiben eine ablehnende Antwort ertheilt. 

Oeſterreich. Die für Oeſterreich und Deutſchland gleich wich⸗ 
tige Frage, die commercielle Stellung Trieſts, iſt entſchieden. Trieſt 
bleibt Freihafen und behält ſeine Pripilegien. Das Miniſterium hat 
Herru v. Stürmer befohlen, den diplomatiſchen Verkehr mit der Pforte 
wieder aufzunehmen, ſobald dieſe ſich dazu verſtanden, die amneſtirten 
Ungariſchen Soldaten zurück zu ſchicken, die nicht amneſtirten aber 
ſtreng zu überwachen. Der Landtag für Mähren wird aus 92 Ab⸗ 
geordneten beſtehen. In Mailand verfährt der Erzbiſchof mit großer 
Strenge gegen alle die Pfarrer, die ſich als Parteigänger erwieſen 
oder ſich uberhaupt in politische Umtriebe eingelaſſen. O wären wir 
bei uns doch auch erſt ſo weit, daß die hoͤheren Geiſtlichen einſähen, 
die Politik müſſe fern von Kanzel und Altar bleiben. 

Frankreich. Nachrichten aus Toulon melden, daß die Fran⸗ 
zoſen Rom verlaſſen. Jetzt erſt iſt daher an eine Rücktehr des Pabſtes 
wirklich zu glauben. 

In allen Hauptſtädten Europas ſollen revolutionare Comitees 
beftehen, die mit dem Central⸗Comitee in London in Verbindung find. 
Dieſe Comitees werden von Ledru Rollin, Struve und Pulsky gelei- 
tet. Das Central -Comitee arbeitet mit dem größten Eifer, an der 
Organiſation geheimer Geſellſchaften in allen Staaten. Die Nordi- 
ſchen Mächte follen das Engliſche Cabinet auf dieſes Treiben aufmerk⸗ 
ſam gemacht haben. In der National-Verſammlung ſtürmiſche Debatte 
über das Geſetz der Transportation der Juni-⸗Inſurgenten nach Algier. 
Herr Pelletier will fie gern zu Mäctyrern ſtempeln und ſchiebt die 
Schuld des Juni⸗Aufſtandes auf die Ropaliſten-Partei. Das Geſetz 
iſt jedoch mit großer Majorität angenommen worden. — Die Wahlen 
in den Provinzen ſind im höchſten Grade ungünſtig ausgefallen. Im 
Departement Gard iſt Favaut (Socialiſt), in Charante, Babaud de 
Laulbiére, ebenfalls Socialiſt, gewählt. 

In der National⸗Verſammlung tauchte noch einmal die unglück⸗ 
liche Mobilgarde auf, der Miniſter legte am 19. ein neues Geſetz die⸗ 
ſelbe betreffend vor, nach welchem ſie den 1. Februar entlaſſen, noch 
ein monatliches Gehalt erhalten ſollten. — In vielen Departemental⸗ 
Städten eireuliven Addreſſen, ausgehend von dem Central⸗Comitee 
der vereinigten Arbeiter, bereits mit tauſenden von Unterſchriften be⸗ 
deckt, worin der Regierung erklärt wird, daß, wenn der Präſident ihre 
Wünſche nicht erfülle, fie am J. April alle Steuern verweigern würden. 

Die ncueſten Franzöſiſchen Blätter beſprachen ſehr die Abſchaffung 
der direkten Wahlen, da ſie ſich als durchaus unvollkommen und ſchlecht 
erwieſen hätten. — Privatnachrichten erzählen, daß Don Miguel die 
Abſicht habe, England zu verlaffen, und ſich in Portugal an die Spitze 
jeiner Anhänger zu ſtellen. — Recht jo! was ſoll Portugal für ein 
Vorrecht haben, ruhig zu ſein — warum nicht dort auch ein bischen 
Revolution? 

Rußland. Am Geburtstage des Kaiſers ſind ungewöhnlich 
viel Ernennungen bei der Flotte, namentlich der des ſchwarzen Meeres, 
erfolgt. Dergleichen Ereigniſſe waren ſtets ein Anzeichen, daß die be— 
treffenden Truppen bald in Thätigkeit geſetzt werden ſollten. 

Sämmtliche Städte Polens längſt der Preußiſchen Grenze, die 
von einiger ſtrategiſcher Wichtigkeit ſind, ſollen befeſtigt werden. — 
In England will Rußland eine Anleihe von 7 Mill. Pfd. machen. — 
Hr. Cobden eifert ſehr dagegen, und hält es für eine Schmach, Engl. 
Gold an Rußland zu geben, das die edlen Ungarn unterdrückt hätte. 
— Aus dem Kaukaſus ſind Siegesberichte eingetroffen. 

Schweiz. Der Bundesrath hat den Eutſchluß gefaßt, ſämmt⸗ 
liche politiſche Flüchtlinge nach Algier oder Amerika zu überſiedeln. 
Hr. D'Eſter hat um Aufſchub, wenn möglich um Rücknahme dieſes 
Beſchluſſes für ſich gebeten, da er das Seewaſſer nicht vertragen kann. 

Italien. — Rom. Die neu eingeführte Mahlſteuer hat in den 
Provinzen große Erbitterung hervorgerufen, an mehreren Orten kam 
es zum Kampfe mit dem Oeſterreichiſchen Militair. 

Türkei. Die Flüchtlingsfrage iſt entſchieden, die Franzöſiſche 
Flotte iſt bereits abgeſegelt. Die Pforte entfernt ſämmtliche Flücht⸗ 
linge, die Ruſſiſche Unterthanen und am Ungariſchen Aufſtande bethei⸗ 
ligt geweſen find. Die zum Islam Uebergettetenen verweiſt ſie nach 
Aleppo und Koniel. Bem nimmt ſeinen Aufenthalt in Aleppo. 

— — 


Deutſchland. 

(Berlin den 27. Jan. In der geſtrigen Abendſitzung der 
zweiten Kammer, die von 6 Uhr an bis Nachts 12 Uhr währte, kam 
zuerſt die 8. Propoſition zur Verhandlung. Es ließen ſich verſchie⸗ 
dene Redner für und wider vernehmen und auch der Miniſter des In⸗ 
nern fühlte ſich veranlaßt, das Wort zu ergreifen, theils um für die 
Vorlage, die er wiederholentlich als einen Cardinalpunkt bezeichnet, 
zu ſprechen, und Angriffe und Behauptungen, die von einigen Vor⸗ 
rednern, wie Harkort und Dunker, gemacht und aufgeſtellt waren, 
zurüdzuweifen und zu widerlegen, theils aber auch, um der Verſamm⸗ 
lung aus Herz zu legen, ſich bei ihrem Urtheil über dieſe Propoſition, 
die allerdings einer gewiſſen Strömung der öffentlichen Meinung ent⸗ 
gegenträte, von dem Geiſte der Verföhnung und der Eintracht leiten 
zu laſſen, wodurch allein unſer Vaterland gerettet werden könnte. 
Nach der geſchloſſenen Diskuſſion hatte der Berichterſtatter Simſon 
das Wort. — Wenn wir uns in der Vormittagsſizung über ihn da⸗ 
hin ausgeſprochen, daß feine Sprache zwar kunſt- und geiftreich, ſeine 
Deduktion aber flach und ohne jede Tiefe war, ſo daß auch ſeine 
Freunde unbefriedigt blieben, ſo müſſen wir jetzt bekennen, daß wir 
dieſen ausgezeichneten Redner nie glänzender, nie ſchlagender und 
überzeugender haben ſprechen hören, als gerade bei dieſer Vorlage. — 


Simſon, der noch am Schluſſe der Vormittagsſitzung der Verſamm⸗ 
lung den Wunſch zu erkennen gegeben hatte, die Verhandlungen über 
die ferneren Propoſitionen bis Montag zu vertagen, damit er, erfchöpft 
von der Anſtrengung, mit friſchen Kräften wieder an ſeine Aufgabe 
gehen könne, ſchien feine ganze Kraft, feine ganze Beredſamkeit auf: 
geboten zu haben, um dieſe Vorlage aus der Verfaſſung fern zu hal: 
ten. Und als der geiſtvolle Redner mit dem Homeriſchen Verſe: 
„Einſt wird kommen der Tag ꝛc.“ die Tribune verließ, da ſchallte der 
Saal wieder von den allgemeinſten, freudigſten Beifallsbezeugungen 
und ſelbſt die Tribünen vergaßen, daß ſie hier in keinerlei Weiſe mit⸗ 
zuſprechen hatten. So hatte der Redner zugleich überzeugt und hin⸗ 
geriſſen. Nachdem ſich eine ſo gewichtige Stimme in dieſer Weiſe 
gegen die Propoſition III. erhoben, ließ uns ihr Schickſal keinen 
Augenblick länger zweifelhaft; fie fiel mit 216 gegen 96 Stimmen; 
die Polen hatten ſich der Abſtimmung enthalten. Dagegen wurde der 
Abänderungsvorſchlag des Grafen v. Arnim, den der Miniſter des 
Innern ſelber empfohlen, mit 161 gegen 149 Stimmen angenommen. 
Nr. 7. der Botſchaft wird mit folgendem Zuſatz des Abgeordneten 
Viebahn angenommen: „Finanzgeſez⸗Entwürfe und Staatshaushalts⸗ 
Etats werden zuerſt der zweiten Kammer vorgelegt; letztere werden von 
der erſten Kammer im Ganzen angenommen oder abgelehnt.“ 

Die vierte Propoſition, von den Fideicommiſſen, ruft eine leb⸗ 
hafte Debatte hervor, an der ſich auch wiederholentlich der Juſtizmi⸗ 
niſter Simons betheiligt. Dieſelbe erhält jedoch nicht die Zuſtimmung 
der Kammer und wird mit 169 gegen 146 Stimmen verworfen. Mit 
Ja ſtimmten unter Andern: v. Bernuth, Elwanger, v. Flemming, Ga⸗ 
met ꝛc.; mit Nein Ambronn, Beckerath, Camphauſen, Graf Dohrn ıc. 
Eben ſo wurde folgende, vom Abg. v. Viebahn vorgeſchlagene Abän⸗ 
derung, ſtatt der Worte: „die Bedingungen — beſtimmen“ zusetzen: 
„die Bedingungen, unter denen ſolche Fideikommiſſe auch aus Grün⸗ 
den des öffentlichen Wohles durch beſondere Verordnungen in freies 
Eigenthum verwandelt werden können, beſtimmen“ mit 151 gegen 
149 Stimmen zurückgewieſen. — Gleiches Geſchick hatte v. Viebahns 
Antrag: ſtatt der Schlußworte: „nicht errichtet werden,“ zu ſetzen: 
„weder errichtet, noch die gegenwärtigen Fideikommiſſe vergrößert oder 
auf Grundſtücke ausgedehnt werden, die bisher freies Eigenthum wa⸗ 
ren.“ — Auch dieſer Antrag ſiel mit 145 gegen 145 Stimmen. — 

Berlin, den 24. Januar. Die öffentliche Sitzung der Königl. 
Akademie der Wiſſenſchaften zur Feier des Geburtstages Friedrich II. 
am 21. Januar, eröffnete der vorſitzende Sekretair, Herr Encke, mit 
einer Einleitungsrede, in welcher er hervorhob, daß der eigenthümliche 
Glanz, in welchem der Namen Friedrichs II. auch in den Augen der⸗ 
jenigen erſcheint, welche ſich kein genaue Rechenſchaft von dem wahren 
Grunde dieſer tiefgewurzelten Ehrfurcht zu geben vermögen, als her⸗ 
vorgegangen aus der ſchöpferiſchen Kraft, mit der Friedrich Preußen 
in die Geſchichte einführte, ſeinen erhebenden Einfluß, wie er ihn ſchon 
einmal in der Periode des Unglücks und in den eben verfloſſenen Jah⸗ 
ren gezeigt habe, auch fernerhin in Kriſen der wirklichen oder vermein⸗ 
ten Gefahr bewähren werde. Er ging darauf näher in den häufig 
angedeuteten Tadel ein, den man über Friedrichs Vorliebe für eine 
fremde Literatur ausgeſprochen, zeigte mit Anführung einer merkwuͤr⸗ 
digen Aeußerung Friedrichs über einige Schriften von Moriz, wie will⸗ 
kommen demſelben das Aufblühen der Deutſchen Literatur geweſen 
ſei, und wie überhaupt Friedrich, wenn er auch Preußen näher ange⸗ 
hört habe, doch durch ſeine Thaten in den Augen des Deutſchen Vol⸗ 
kes zu einer Zierde des ganzen Deutſchlands ſich erhoben, und durch 
das Selbſtgefühl, was er in einer ſchlaffen vom Auslande abhängi⸗ 
gen Zeit, den Deutſchen Geiſtern gegeben, weſentlich den Aufſchwung 
der Literatur während ſeiner Regierung befördert habe. 

Wir knüpfen an dieſen Bericht die erhebenden Verſe an das Preu⸗ 
ßiſche Volk, welche in unſerer Zeitung Nr. 23 zur Erinnerung an den 
großen König und Dichter angeführt ſind, und die wir, wenn auch 
nicht in demſelben, ſchwer zu treffenden, Versmaaß, doch dem Sinn 
nach zie mlich treu wiederzugeben, uns bemüht haben. 

Boruſſſas Volk, zum Ruhm durch Tapferkeit geführt, 
Mein Heldenvolk mit ſiegumkränzter Stirn, 
Des Kriegs gewohnt, geſtählt im langen Streit, 
Bekämpf auch trägen Stolz. 
Und ſchnöder Wolluſt Schimpf — 
Der Vater ſtrengen Sitte ein Verderb. 
Des Waffenruhms vorüberrauſchend Glück 
Mag zeitweis hemmen wohl des Unheils Lauf, 
Siegreich im Kampf ein Volk ſich hoch erhebt, 
Doch feine Tugend wankt, — 
Die Herrlichkeit vergeht, — 
Wenn felſenfeſter Sinn es nicht beſeelt. 
Im hellen Siegesglanz ſtrahlt weit jetzt Euer Nuhm, 
Erhaltet Euer Werk, zerſtört nicht Selbft die Saat; 
Zur Sonne ohne Naſt im freien Adlerflug, 
Strebt kühn hinan, daß nicht, g 
Ein ſchwächlich', träg' Geſchlecht, 12 
Ihr, nah' dem Gipfel ſchon, zum Abgrund rollt mit Schmach zurück! 
D. Redaktion. 


Magdeburg, den 24. Januar. (M. 3.) Geſtern Abend ge⸗ 
gen 7 Uhr entſtand in der in der neuen Neuſtadt belegenen Zuckerfa⸗ 
brit des Hm. E. Pieau Feuer, welches, da der Wind ſehr ſtark und 
die Anwendung der Löſchgeräthe beinahe ganzlich erfolglos war, die 
ganze Fabrik in Aſche legte. Während viele hieſige Einwohner ſich 
nach dieſem Feuer begeben hatten, das den dunkeln Abendhimmel weit⸗ 
hin gluthroth färbte, brach hier in der Stadt gegen 9 Uhr Abends in 
der am breiten Wege belegenen Fabrik von Spritt, Liqueur und äthe⸗ 
riſchen Oelen der Handlung Gruft Meyer und Comp. ebenfalls Feuer 
aus, welches bei dem herrſchenden ſtarken Winde und den vielen in der 
Fabrik lagernden brennbaren Stoffen, ſo raſch um ſich griff, daß bin⸗ 
nen kurzer Zeit nicht un die Meverſche Fabrit nebſt dem Wohnge⸗ 
bäude, ſondern auch die nachbarlichen großen Band⸗ Fabrikgebäude 
der Handlung Schwarz Söhne und Comp., von denen nur das, die 
ehe koſtbare Dampfmaſchine enthaltende Gebäude mit außerordent⸗ 


licher Anſtrengung gerettet werden konnte, in Flammen ſtanden. Hrn. 
Pieau traf das doppelte Unglück, daß, während ſeine Fabrik in der 
Neuſtadt in Trümmer ſank, zugleich hier fein im Schwarz ſchen Haufe 
belegenes Comptoir nebſt Niederlage durch die im Nachbargehöſt ent⸗ 
ſtandene Feuersbrunſt eingeäſchert wurde Gegen Morgen griff das 
Feuer mit erneuerter Wuth um ſich; es wurden auch die Vorder⸗ und 
Hintergebäude der Kaufleute Riecke und Meßner, wo das Feuer in 
dem dort lagernden Getreide, Oel und Taback neue reichliche Nah⸗ 
rung fand, ein Raub der Flammen, und erſt gegen Mittag iſt es 
gelungen, dem weiteren Umſichgreifen des Feuers Einhalt zu thun. 
Der erlittene Schaden iſt bei dem bedeutenden Geſchäftsbetriebe ſämmt⸗ 
licher genannten Beſitzer ſehr groß, und das Feuer hätte vielleicht für 
die ganze Stadt höchit gefährlich werden können, wenn die Dächer 
nicht ſo hoch mit Schnee bedeckt geweſen wären, da hierdurch das ſtarke 
Flugfeuer, welches bis zur Elbe ſich verbreitete, nicht an anderen Or⸗ 
ten zünden konnte. Wie verlautet ſoll das Feuer in der Pieauſchen 
Fabrik in der Kandisſtube, das in der Meyerſchen Fabrik durch Sprin⸗ 
gen von Spiritusflaſchen, welche frei brennendem Lichte zu nahe ge⸗ 
ſtanden, entſtanden ſein. Der ſtarke Wind, der durch die Jahreszeit 
herbeigeführte Mangel an Waſſer und dabei der Ueberfluß an Spiri⸗ 
tuoſen, dies Alles äußerte leider auf die Wirkſamkeit unſerer ſonſt fo 
trefflichen Löſchgeräthe und Löſchmannſchaften einen ſehr hemmenden 
Einfluß, obwohl andererſeits auch der außerordentliche Eifer und die 
. gung, womit von den Bürgern wie von dem kommandirten 
Melitair Hülfe geleiſtet worden iſt, die rühmlichſte Anerkennung ver⸗ 
dienen. 

Stuttgart, den 20. Januar. Das heutige Regierungsblatt 
enthält das Ausſchreiben des Miniſteriums des Innern, durch welches 
die Wahlen der Abgeordneten zur Landesverſammlung auf den 19. 
— 20. Februar anberaumt werden. 

Oeſterreich. 

Wien, den 19. Januar. Eine Deputation von ungariſchen 
Honveds⸗, Stabs⸗ und Oberoffizieren iſt hier anweſend, um bei Sr. 
Maj. und dem Miniſterium Beſchwerde über Nichthaltung der Co⸗ 
morner Capitulationsbedingungen zu führen. — Das Elend in der 
hieſigen arbeitenden Klaſſe iſt fo bedeutend und leider noch fo im Stei⸗ 


gen begrüffen, daß die menſchenfreundliche Hülfe der Bewohner Wiens 


noch imnier in Anſpruch genommen werden muß. — An die Auflö⸗ 
ſung der 5 Bataillone will man, trotz offizieller Nachrichten, noch im⸗ 
mer nicht glauben. — Mittelſt Ukas hat der Czar verfügt, daß der 
ruſſiſche Soldat, vom 15. Januar an, das Doppelte der bisherigen 
Fleiſchpe tionen, nämlich 5 halbpfündige Portionen in der Woche er⸗ 
halten oll. — In der vorgeſtrigen Akademie der Wiſſenſchaften machte 
der Hofrath von Hammer⸗Purgſtall den Antrag, daß Grillparzer und 
Halm (v. Münch) aufgefordert werden mögen, mit ihren Dichterga⸗ 
ben dir: Akademie zu erfreuen, indem er aus den Sitzungs⸗Protokollen 
der Aruſterdamer Akademie nachwies, daß daſelbſt, wie auf den belgi—⸗ 
ſchen Akademien, der Poeſie kein Ehrenplatz in jenen Hallen verſagt 
wird. Auf Hammers Antrag ſollen auch nun in der Wiener Akade⸗ 
mie, wie bei den Vorgängen der Parifer, Frauen als Zuhörerinnen 
zuge laſſen werden. Vielleicht, daß das Intereſſe an den Sitzungen 
durch dieſe angenommenen Anträge erhöht wird, denn bis jetzt zeigt 
ſich die Theilnahme für die öffentlichen Vortrage in ſehr ſchwachem 
Grade. 


Frankreich. 

Paris, den 23. Jan. Heute hat zwiſchen den Repräſentanten 
Teſtelin und de la Coislin, der erſteren in der geſtrigen Sitzung der 
Lüge beſchuldigt hatte, ein Duell Statt gefunden. Die gewählte 
Waffe war ber krumme Säbel. Teſtelin erhielt eine leichte Bruſtwunde, 
verſetzte aber gleichzeitig feinem Gegner eine Wunde an ber Schläfe. 


Teſtelin iſt Arzt und eifriger Republikaner von altem Datum, de Cois- 


lin reicher Gutsbeſitzer und Legitimiſt. — Die „Gazette de France“, 
wegen Angriffs auf die republikaniſchen Inſtitutionen und die Verfaſ⸗ 
ſung gerichtlich beklagt, iſt heute freigeſprochen worden. Der Prozeß 
gegen die „Preſſe“ ward bis Freitag ausgeſetzt. — Die mit Liquida⸗ 
tion der alten Civilliſte beauftragte Commiſſion hat beſchloſſen, daß 
die Gläubiger der Civilliſte noch bis zum 31. Dec. 1851 warten ſol⸗ 
len, bevor ſie wegen ihrer Forderung gerichtlich klagbar werden. Sie 
hat ferner beſchloſſen, daß die Beſchlaglegung auf das Eigenthum 
des Herzogs von Aumale und des Prinzen von Joinville aufgehoben 
werden ſoll. — Der „Conſtitutionnel“ meldet, daß ſich unſere Flotte 
noch bei Ourlac befindet; die engliſche hatte die Dardanellen verlaſſen 
und wurde am 8. Jauuar bei Smyrna geſehen. — Der „National“ 
bringt heute ein Schreiben eines angeblichen Offieiers, der im nörd⸗ 
lichen Frankreich in Garniſon liegt und dem ſein Feldwebel eine Sub⸗ 
ſeribenten⸗Liſte auf das Journal „Napoleon“ vorlegte, an deren Spitze 
der Name des Regiments⸗Oberſten ſtand. Der Offizier will wiſſen, 
daß der Feldwebel auf Befehl des Oberſten und dieſer ſeinerſeits auf 
ausdrücklichen Befehl des Kriegs⸗Miniſters handle. Der „National“ 
fügt bei, daß letzterer die Subſcriptions - Liſten habe verſenden laſſen 
und daß man auch die Unteroffiziere zum Abonniren auffordere. — Aus 
angeblich guter Quelle wird verſichert, daß zu Venedig geheime Con⸗ 
ferenzen zur Verſöhnung der älteren und jüngeren Bourbonen Linie 
gehalten worden, an einer unerwartet, als ſchon Alles geordnet ſchien, 
hervorgetretenen Streitfrage jedoch geſcheitert ſeien. 

— Beim Beginne der heutigen Sitzung der National⸗Ver⸗ 
ſammlung wird über den Artikel des Geſetzes wegen der Transpor⸗ 
tation der Juni⸗Inſurgenten nach Algerien zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung geſchritten. Derſelbe wird mit 310 Stimmen gegen 153 in 
folgender Faſſung angenommen: „Alle gegenwärtig zu Belle Isle 
gefangen gehaltenen Individuen, deren Transportation auf Grund 
des Decrets vom 27. Juni 1848 durch die von der Grecutiv-Gewalt 
eingefegten Commiſſionen angeordnet worden iſt, werden nach Alges 
rien gebracht werden, welches auch der Zeitpunkt ihrer Verhaftung 
geweſen ſein mag.“ Lagrange verlangt den Zuſatz, daß vorher 
eine Commiſſion durchs Loos aus der National⸗Verſammlung gezo⸗ 

en werden fall, um die Freilaſſung derjenigen unter den gefangen ge⸗ 
un Individuen zu bewirken, die entweder ganz unſchuldig, oder 
6 Geſellſchaſt ohne Gefahr ſeien. Lagrange rechtfertigt fein Ver⸗ 
angen mit der Behauptung, daß es ſich dabei nicht um Amneſtie, um 
10 . e ſondern bloß um Gerechtigkeit, und erinnert ſchließ⸗ 
lich an die letzten Worte des verſtorbenen Marſchalls Bugeaud auf 
der Tribüne: „Die Majoritäten ſind zu mehr Mäßigung gehalten, 
als die Minoritäten“, um die Verſammlung zur Annahme ſeines Vor⸗ 
tages du beſtimmen. Derſelbe wird gleichwohl mit nicht ſehr bedeu⸗ 
tender Majotität verworfen, Der zweite Artikel des Geſetzes, wo⸗ 
nach die transportirten Juni⸗Inſurgenten auf den Staats⸗Ländereien 
in Algerien eine beſondere Straf- Colonie bilden ſollen, wird von ver⸗ 
ſchiedenen Rednern der Linken aus dem Geſichtspunkte der Schädlich⸗ 
keit des dortigen Klima's, der ungewohnten Lebensweiſe, wozu ſich 
das Heimweh geſelle u. ſ. w., angegriffen. Der Kriegsminiſter 


98 


d'Hautpoul ſchildert den von der Regierung bereits ausgeſuchten 
Ort (Lombeſſa, 8 Stunden von Bathna) als ſehr geſund gelegen und 
ſehr fruchtbar und meint, daß man Algerien gleich ganz aufgeben 
müßte, wenn Alles wahr wäre, was die Redner der Oppojition über 
das Klima desſelben gejagt hätten. — Boyſſet (von der Montagne) 
dringt nochmals auf gerichtliche Unterſuchung und lieſ't zum Beweiſe 
von der Nothwendigkeit derſelben den Brief eines verwundeten Juni⸗ 
Inſurgenten vor, deſſen Bruder bis jetzt ganz unſchuldig auf den Ga⸗ 
leeren geſeſſen hat, während er ſelbſt bisher frei herumgegangen iſt, 
in der Hoffnung, ſeinen Bruder als unſchuldig anerkannt und frei ge⸗ 
laſſen oder begnadigt zu ſehen. Sein Bruder war verhaftet worden, 
weil man ein blutiges Schnupftuch hei ihm gefunden hatte, über das 
er keine Erklärungen geben wollte, da es dasſelbe war, mit dem er 
in der Nacht vorher den zerſchmetterten Arm des Inſurgenten verbun⸗ 
den hatte. Jetzt verlangt dieſer die Freilaſſung feines Bruders und 
feine eigene Verhaftung. Da der Redner von den „Verdächtigten“ 
und von den „Verleumdeten“ des Juni ſpricht, ſo erhebt ſich der Ge⸗ 
neral Bedeau, der in den Juni⸗Tagen mehrere Truppen-⸗Abtheilun⸗ 
gen gegen die Inſurgenten geführt hat, mit Energie gegen jede Ver⸗ 
theidigung von Leuten, die eine aus dem allgemeinen Stimmrecht her⸗ 
vorgegangene Regierung und die Geſellſchaft ſelbſt angegriffen hätten. 
Er ertlärt es unter allen Umſtänden, und welches auch in Zukunft 
die Schwankungen der Majorität ſein möchten, für das größte Ver⸗ 
brechen, ſich an der durch das allgemeine Stimmrecht gegründeten 
Verfaſſung zu vergreifen. Die Bildung einer Straf-Colonie durch die 
noch gefangenen Juni⸗Inſurgenten wird mit 431 Stimmen gegen 192 
genehmigt. Der dritte Artikel des Geſetzes, wonach die Coloniſten 
unter militariſche Zucht und Gerichtsbarkeit geſtellt werden ſollen, wird 
von Raspail betämpft, wobei derſelbe wieder auf die allgemeinen An⸗ 
ſchuldigungen gegen die Majorität wegen dieſer Proſeriptions-Maß⸗ 
regel zurückkommt. Er gibt ſchließlich zu verſtehen, daß der Präſident 
der Republik dieſelbe durch die National-Verſammlung votiren laſſen 
wolle, um dieſe unpopulär zu machen und obendrein durch einen et⸗ 
waigen ſpateren Gnadenakt ſeine Macht in den Augen des Volkes über 
die der Verſammlung zu erheben. — Der dritte Artikel wird mit 395 
Stimmen gegen 177 angenommen und die Sitzung geſchloſſen. 
Großbritanien und Irland. * 
Lon don, den 22. Januar. (Köln. Itg.) Wie ſich erwarten 
ließ, iſt Cobden nicht im Stande geweſen, unſere Kapitaliſten von der 
Immoralität oder den Gefahren der Ruſſiſchen Anleihe zu überzeugen. 
Wenigſtens iſt die Zahl derer, welche ſich nicht ſcheuen, ihr Geld in 
einer angeblich ſo unſicheren und wenig ehrenvollen Weiſe anzulegen, 
bedeutend genug. Auf dem Geldmarkt in der City nahm die Ruſ⸗ 
ſiſche Anleihe heute eine ſehr hervorragende Stellung ein. In dem 
City-Artikel des „Globe“ wird die Anleihe in folgender Weiſe mit dem 
Ruſſiſch⸗Engliſchen Handelsvertrage, der im Werte iſt, in Verbindung 
gebracht: „Ein Correſpondent fragt, ob wir weitere Nachrichten über 
den neuen Tarif, von welchem in Rußland die Rede war, erhalten 
haben, und deutet an, daß es der Plan der Ruſſiſchen Regierung ge— 
weſen ſei, durch eine anſcheinende Liberalität, von der fie ſich im geeig⸗ 
neten Augenblicke leicht wieder losſagen könne, dem Hrn. Baring den 
Weg zu bahnen. Nichts Anderes veranlaßt uns zu einer ſolchen An⸗ 
ſchauungsweiſe, als gerade dieſes Mißtrauen gegen die Ruſſiſche Po⸗ 
litit in jeder nur möglichen Geſtalt. Wir haben mehr als Einen Engli⸗ 
ſchen Kaufmann in Petersburg um ſeine Meinung befragt und gefunden, 
daß die beſchloſſenen Veränderungen dem Ruſſiſchen Handel jo offens 
bare Vortheile bieten, daß fie ſich dadurch hinlänglich erklären laſſen. 
Die von Rußland im Jahre 1822 contrahirte Anleihe von 7,000,000 
Pf. St. ſollte terminweiſe getilgt werden; doch wird dieſe Bedingung 
nicht erfüllt. Es ſteht zu hoffen, daß man gegen die gegenwärtigen 
Contrahenten und ihre Freunde redlicher verfahren werde, und noch 
mehr, daß der Charakter des Czaren keine Erniedrigung erleide durch 
die kläglichen Verſuche ſeiner Rathgeber, Geld unter falſchem Vor⸗ 
wande zu erlangen.“ — Eine „Freehold Land Society“ bildet ſich in 
Colcheſter nach dem Muſter der liverpooler Geſellſchaft, und wird näch⸗ 
ſtens ein öffentliches Meeting halten. 


Vermiſchtes. 
Preis⸗Frage. 

Der Staats- Anzeiger vom 24ſten (welches offizielle Preußiſche 
Blatt ſeit ſeinem Beginn das für die Deutſche Einheit ſo beſorgte 
Oeſterreich mit jo zärtlicher Aufmerkſamkeit behandelt, daß es gewöhn⸗ 
lich gleich hinter dem Amtlichen ihm ungefähr die Hälfte des Haupt⸗ 
blattes, dann aber noch oft faſt das ganze Beiblatt widmet), be- 
ehrte ſein Hätſchelkind an der Spitze der Beilage mit dem ſehr be— 
zeichnenden Titel: Reſterreich. 

Sollte der würdige Staats-Anz. auf einmal ſpaßhaft werden, 
oder gar maliziös genug ſein, damit andeuten zu wollen, daß dieſes 
Reich aus den Reſtern von Deutſchland beſtehe, oder gar, 
Deutſchland den Reſt gegeben habe, oder noch geben 
wolle? Wer doch den tiefen Sinn des St.-Anz. verſtände! Oder 
ſollte der Staats-Anz. mit einem boshaften Setzer heimgeſucht 
ſein, der ſeiner Oeſterreichiſchen Politik entgegen arbeitet? In unſerer 
Zeit iſt Alles möglich. 

Wer dieſe Frage genügend löſt, erhält als Preis die Beilage zu 
Nro. 24 des Preuß. Staats⸗Anz., worin zu leſen: ein Theil der neuen 
Oeſterreichiſchen Landesverfaſſung für das Herzogthum Schleſien und 
deſſen Wahlbezirke genau verzeichnet ſind. Alles höchſt ergötzlich! 

Kammer⸗ Verhandlungen. 
102te Sitzung der erſten Kammer vom 26. Januar. 

Bei der Eröffnung der Sitzung der erſten Kammer wird der Na⸗ 
mens⸗Aufruf veranlaßt. Derſelbe ergiebt nur 85 Anweſende, weshalb 
die Sitzung auf kurze Zeit ausgeſetzt werden muß. Die Tages- 
ordnung enthält 5 Punkte und zwar 1) einen dringenden Antrag des 
Abg. Knoblauch, betr. das Staatsſchuldenweſen. 2) Nochmalige Ab⸗ 
ſtimmung über einen bereits berathenen Verbeſſerungs⸗Antrag. 3) Bericht 
über den Antrag wegen Genehmigung einer Unterſuchung gegen den Re⸗ 
dact. des zu Soeſt erſcheinenden Lokalblatttes: „Der Freimüthige an 
der Haar.“ 4) Bericht über den Entwurf über die Orts- und Di⸗ 
ſtrikts⸗Polizei. 5) Petitions⸗Bericht. 

Die Kammer ertheilt zunächſt, nach Wiederaufnahme der Sitzung, 
ihre Genehmigung zu der Verfolgung des Redacteurs des Freimüthi⸗ 
gen (Nr. 3 der Tagesordnung). 

Der dringende Antrag des Abg. Knoblauch (Nr. 1 der Tages⸗ 
ordnung) wird behufs der Wahl der Kommiſſion an die Abtheilungen 
verwieſen. Nr. 2 der Tagesordnung wird durch nochmalige An⸗ 
nahme des in Rede ſtehenden Amendements (zum Petitionsbericht) 
erledigt. Die Kammer ſchreitet hierauf zur Verathung des Geſetz— 
Entwurfs über die Orts- und Diſtriktspolizei. 

Die Abg. Kisker, Kuh und Boekum-Doll fs erklaren ſich in 


der allgemeinen Debatte gegen das Geſetz, welches der Regierungs⸗ 
Kommiſſar vertheidigt. 

Die einzelnen §8. werden meiſt unter Verwerfung geſtellter Amen⸗ 
dements nach dem Kommiſſions⸗Antrage, der ſich der Regierungsvor⸗ 
lage anſchließt, angenommen. 


f Locales ze. 


Poſen, den 29. Januar. Die heut Mittag fälligen Berliner 
Blätter ſind ausgeblieben. 

Poſen, den 29. Januar. Ein frecher Diebſtahl iſt geſtern am 
28ten d. Mis. bei dem Kaufmann A ſch in der Schloßſtraße verübt 
worden. Um 12 Uhr, während Herr A. auf eine halbe Stunde nach 
feinem Geſchäfte gegangen war, ift feine Stube mit einem Nachſchlüſ⸗ 
ſel aufgeſchloſſen, der Seeretair erbrochen und 1 Dutzend ſilberne Löf⸗ 
fel, jo wie 16 Rthlr. Geld nebſt einem Schuppenpelz entwendet wor⸗ 
den. In einem zweiten Fach des Secretairs haben noch 1900 Rthlr. 
gelegen, die aber noch unperſehrt ſich vorfanden; wahrſcheinlich find 
aber die Diebe durch das Kommen des Polizei⸗Inſpektor Zilmann 
geſtört worden, der zu dieſer Zeit in das auf demſelben Flure befind⸗ 
liche Bierlokal des Herrn Falt ging. Kaum eingetreten, kam die 
Nachricht von dem Einbruch. Mehrere Gäſte, die in der Zeit bei 
Falk ein und ausgegangen, wollen einen großen Menſchen, mit einer 
viereckigen weißen Mütze geſehn haben, den aber Niemand gekannt, und 
der dann auch nicht wieder geſehen worden iſt. 


Die Nat. Itg. Nr. 43 enthält folgende Correſpondenz: 

Poſen, den 24. Januar. Die Unterſuchung gegen den wegen 
der bekaunten Brochüre „ der deutſche Militairſtaat“ hier verhafteten 
Ingenieur-Lieutenant Rüſtow muß nothwendig einen intereſſanten 
Beitrag zur Rechtspflege unſerer Gegenwart geben, und wir ſind in 
der That begierig zu vernehmen, wieweit ein Militairgerichtshof die 
Grenzen ſeiner Befugniſſe ſtecken wird. Während bekanntlich in Kö⸗ 
nigsberg die vorläufige Beſchlagnahme des Buches von der allein da⸗ 
zu kompetenten Givil-Behörde verfügt iſt und nur von dieſer oder dem 
hieſigen Civil⸗Gericht, als der Gerichts-Behoͤrde des Wohnorts, nach 
vorgängiger Verhandlung vor den Geſchworenen über die definitive 
Beſchlagnahme und daher ſelbſtredend über die Strafbarkeit des Inhalts 
der Schrift entſchieden werden kann, hat das hieſige Militair-Gericht 
jelbftitändig und ohne Veranlaſſung der Civilbehörde die Verhaftung 
des Lieutenant Rüſtow und die Einleitung einer Unterſuchung verfügt, 
ohne Zweifel geleitet von der hier nicht anwendbaren Beſtimmung, 
daß es rückſichtlich des Militairgerichtsſtandes bei den früheren Vor⸗ 
ſchriften verbliebe. Wir konnen hiernach das merkwürdige Schaufpiel 
erleben, daß zwei verſchiedene Gerichtsbehörden über dieſelbe Hands 
lung in verſchiedener Form ihr Urtheil ſprechen, wenn nicht rechtzeitig 
das Dilemma der Geſetzgebung in dieſer Frage gelöft oder irgend ein 
anderer Ausweg geboten wird. Zu letzterem iſt dem Vernehmen nach 
dadurch genügender Anlaß gegeben, daß der Lieutenant Rüſtow ſeinen 
ſchon längft in Bekannten-Kreiſen ausgeſprochenen Entſchluß, feinen 
Abſchied einzureichen, an deſſen früherer Ausführung er nur durch den 
Wunſch, den Ausfall einer älteren politiſchen Unterſuchung abzuwar⸗ 
ten, gehindert worden iſt, endlich wirklich ausgeführt haben ſoll. Iſt 
dies N und wird der Abſchied ertheilt, jo ſteht dem Militairgericht 
die Be ugniß zu, die Sache an das kompetente Civil⸗Gericht a zuge⸗ 
ben. Wir wünſchen um ſo mehr, daß dieſe Bahn eingeſchlagen werde 
als die verfolgte Brochüre die Unhaltbarkeit der geſammten deutſchen 
Militairverfaſſung zu beweiſen ſucht und die Organiſation eines neuen 
auf die Prinzipien der Selbſtregierung gegründeten Wehrſyſtems ers 
ſtrebt, das Urtheil eines Militairgerichtshofes, als eines Gliedes des 
angegriffenen Ganzen, daher ſtets ein befangenes ſein wird. Zu die⸗ 
ſer Befürchtung finden wir bereits in der Verhaftung des Lieute⸗ 
naut Rüſtow zureichenden Grund. Dem unbefangenen Auge wird 
einleuchten, daß, wenn man ſelbſt eine Aufforderung zum Umſturz der 
beſtehenden Heeres⸗Verfaſſung in der Brochüre finden will, darin noch 
nicht eine Aufforderung oder Aufreizung zum Hochverrath liegt, ſo 
lange nicht die Preuß. Heeresverfaſſung und die Verfaſſung des Preuß. 
Staates gleichbedeutende Begriffe find. Das dem Verfaſſer drohende 
Strafmaaß wird daher, wenn man ſelbſt auch noch zufäglich Aufreſ⸗ 
zung zum Haß oder zur Verachtung des Militairſtandes erblicken ſollte 
nach $. 14 des Geſetzes vom 30. Juni 1849 im äußerſten Falle eine 
zweijährige Gefängnißſtrafe nicht überſteigen. Der Lieutenant Rüſtow, 
der in dienſtlicher Beziehung ſtets für einen ausgezeichneten Offizier 
gegolten, hat ſich durch nichts der Flucht verdächtig gemacht; er hätte 
dazu volle Gelegenheit gehabt, da die Nachricht von der Beſchlag⸗ 
nahme ſeiner Schrift in Königsberg bereits 8 Tage vor feiner Ver⸗ 
haftung die Runde durch die Zeitungen gemacht hatte, — und es ge⸗ 
währte daher weder das Verhältniß der zu erwartenden Strafe noch 
irgend ein Umſtand eine dem Laien erſichtliche Rechtfertigung der Vers 
haftungsmaaßregel. Nicht minder muß es beftemden, daß, während 
der Angeklagte wegen ſeiner Stellung als Ingenieur vor dem Garni⸗ 
ſon⸗Gericht ſeinen Gerichtsſtand hat, die Unterſuchung von dem Di⸗ 
viſions-Gericht geführt wird, deſſen Inquirent im Publikum einer 
beſtimmten, dem Angeklagten ſchroff entgegenſtehenden politiſchen Par⸗ 
teiſtellung zugerechnet wird. 

e Zirke, den 26. Jan. In hieſiger Gegend haben ſich Wenige 
an den Wahlen für Erfurt betheiligt, unter zehn Berechtigten kaum 
Einer; in einem benachbarten Landbezirk ſind z. B. nur 26 erſchienen, 
und zwar der Mehrzahl nach nur Dienſtleute und Arbeiter des Wahl⸗ 
Kommiſſarius. Die Urſache hiervon lag theils in der vorausſichtli⸗ 
chen Erfolgloſigteit der Wahl, theils im Indifferentismus, theils in 
der ungünſtigen Witterung, da bei der eigenthümlichen Abgrenzung 
der Wahlbezirke Manche einen weiten Weg zu ihrem Wahlort hatten 
Wären übrigens Alle erſchienen, welche aufgefordert waren, ſo dürfte 
die Rechtmäßigkeit der Wahl leicht einer Anfechtung ausgeſetzt geweſen 
ſein; deun es iſt ſchwer zu ergründen, nach welchem Geſetz unfere 
Urwähler⸗Liſten angefertigt worden find, da Männer in denſelben 
verzeichnet waren, welche an ihrem Wohnorte nicht nur nicht drei, 
ſondern vielmehr kaum zwei Jahre, anſäſſig find. Freilich iſt uns 
dieſes nur von einer Ortſchaft bekannt, aber ſchon dort in öftern Wie⸗ 
derholungen. Darf man überdies dem Gerüchte Glauben beime en, 
ſo trägt auch ein hieſiger Beamter die Schuld an jener großen Nicht⸗ 
betheiligung, denn er ſoll ſelbſt einem Theile der (Land-) Bevölkerung 
geſagt haben, ſie brauchten nicht zu wählen, weil er ihre Stimmab⸗ 
gabe fürchtete. Auf ſolche Weiſe wird natürlich die Minorität der 
Wähler nur vergrößert. 

d Frauſtadt den 26. Januar. Nachdem von den hieſigen Kon⸗ 
ſtitutionellen unter Zuziehung einiger Demokraten, um auch deren 
Partei zur Wahlbetheiligung zu beſtimmen, eine Einladung an alle 
Parteien zur Vorwahl am 20. d. M. ergangen, und in letzterer auch 
die verſchiedenen politiſchen Schattirungen vertreten waren, traten, 
nach vorheriger Entfernung der zur Wahl ſich überhaupt nicht Ent⸗ 
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ſchließenden, die einzelnen Wahlbezirke zufammen, um unter ſich 
bung Stimmenmehrheit bie Fi 19 5 5 deſigniren, welche dann 
auch ohne allen Kampf am Wahltage ſelbſt als ſolche beſtätigt wur⸗ 
den. 5 hatte immer noch bis zum letzten Moment geglaubt, daß 
die Demokratie ſich zur Wahl einfinden würde, obſchon dieſelbe gar 
kein Lebenszeichen von ſich gegeben, wenn man nicht etwa die Bethei⸗ 
ligung Einzelner, namentlich bei der Vorverſammlung, dafür anneh⸗ 
men wollte. — Wenn in Nr. 22, eine Stimme aus dem Frauſtadter 
Kreiſe unter Anderm referitt, daß nur die radikalen Ultra's ſich 
der Theilnahme an dem Wahlatte enthalten haben, ſo würde dieſe 
Behauptung gerade auf die Stärke dieſer Partei ſchließen laſſen, denn 
fo viel uns bekannt, haben in 16 Wahlbgzisten von 5200 Urwählern 
nur 1054, alſo nur ; ſich bei der Wahl betheiligt. Auch iſt es 42 
ſache, daß durch die Furcht vor einem Miniſterium Gerlach eben IM 
wie durch die Abhängigkeit in feiner Stellung fo Mancher 9 h 2 
Wahl beſtimmt worden ift, der vielleicht ohne dies nicht n 4 
ben würde. — Wenn Referent in Nro. 22. der konſervativen Partei, 
trotz des Vorwurfs, daß ſie ſich leider zu ſehr auf den paſſi⸗ 
ven Widerſtand beſchränke, dennoch den Wahlſieg Ihre 
ſo müſſen wir dem entgegen treten (wenn derſelbe eder los ſei⸗ 
nen Wahlbezirk im Auge Hält); denn nicht der paſſive en 
Konſervativen, ſondern die zahlreichere Vertretung des ronſtitutiona⸗ 
lismus iſt Urfache der Schwäche jener Partei, fo e wir auch dreiſt 
behaupten und beweiſen können, daß die Mehrzahl der jetzigen Wahl⸗ 
männer, ſoweit wir Kenntniß davon haben, nicht der konſervativen 
ſondern der konſtitutionellen Partei angehöre. — Bemertenswerth iſt 
noch, daß in einer hieſigen Landgemeinde die Urwahler ſich gar nicht 
ins Wahllokal begaben, ſondern unterdeß eine Sammlung für die 
Ueberſchwemmten im Guhrauer Kreiſe veranſtalteten, jo wie auch, 
daß in zwei Wahlbezirken Niemand von den Urwählern erſchienen war. 


Oſtrowo, den 28. Januar. In der ſiebenden Sitzung des 
ee ſah man de Wia Baf inski, des Hochverraths 
und der Majſeſtätsbeleidigung beſchuldigt, auf der Bant der Angeklag⸗ 
ten. Sein Defenſor war zwar der Neferendarius Wegn er aus Po⸗ 
ſen; ſeine eigne Vertheidigung aber war ſo kraftig, daß ſie ſaſt einer 
weiteren Defenſion nicht bedurfte. Die Anklage legte dem Vicar zur 
Laſt: an einem Altate im Ornate die Inſurgenten auf der Straße ein⸗ 
geſegnet und ſie durch ſeine Rede zu Muth und Tapferkeit angefeuert, 
ebenſo auch den aus Raſchkow gekommenen Inſurgeuten eine begei⸗ 
ſternde Rede gehalten zu haben. Der Magiſtrat zu Pleſchen habe zwar 
dem Angeklagten ein Atteſt der aufrichtigſten Geſinnung gegen die 
Paazch, Pes ausgeſtellt, dem aber die Beſcheinigung des 
Landraths⸗Amtes gänzlich widerſpricht. Der Angekl. entgegnet auf 
dieſe Anſchuldigungen, daß er zwar zu Anfange Aprils 1848 den be— 
waffneten Inſurgenten eine Rede gehalten, deren Juhalt ſei aber kei⸗ 
neswegs gegen Preußen, ſondern gegen Rußland gerichtet geweſen. 

habe die Menge zur Ruhe, Brüderſchaft und gegenſeitigen Liebe 
ermahnt und die Worte gejagt: ‚Brüder, ſeid tapfer, der König von 
Preußen will uns unſer Land wiedergeben. Auch der Inhalt der zwei⸗ 
ten Rede, die er er vor der Raſchkower Attaque gehalten, ſet nur eine 
Aufforderung zum feſten Zuſammenhalten und zur Tapferkeit geweſen. 
Der erſte vernommene Zeuge will geſehen und gehört haben, daß der 
Angekl. am 6. April die Inſurgenten vor dem Kirchhofe im Ornate 
angeredet habe. Es ſei dies zu der Zeit geweſen, als man Sturm ge⸗ 
läutet und es allgemein hieß: die Preußen kämen. Inkulpat habe 
dieſe Rede keineswegs gegen die Ruſſen, ſondern gegen die Preußen 
gehalten, was ſchon daraus hervorgehe, daß er im Feuer ſeiner Rede 
die Worte geſagt: Brüder, ſeid tapfer, laßt den Feind nicht herein, 
der König von Preußen will uns unſer Vaterland wieder geben. Die 
zweite Rede habe er dagegen nach der Schlacht bei Raſchkow gehal⸗ 
ten. Der Angekl. habe vor dem Altare geſtanden und den Inſurgen⸗ 
ten gedankt, daß fie tapfer geweſen, wobei er fie zugleich aufforderte, 
ſich die Hände zu geben und ferner tapfer zu ſein. Der zweite Zeuge 
bekundet, daß der Angekl., zur Zeit als der Herr von Lipski mit be⸗ 
waffneten Schaaren nach Pleſchen gekommen, dem mit Waffen aller 
Art bewaffneten Volke vor der katholiſchen Kirche eine Rede gehalten 
und dabei ausgerufen habe: ſo wahr die Sonne ſcheint, ſo iſt und 
wird Polen ſein. Darauf habe er die Inſurgenten eingeſegnet. Eben 
ſo begründet ein dritter Zeuge die Anklage; er behauptet, der Angefl. 
habe vor dem Kampfe in Naſchkow, auf dem Markte, neben einem 
Tiſche, auf welchem ein Kruzifir geſtanden eine Rede gehalten, deren 
Inhalt ihm nicht mehr ganz erinnerlich ſei. Der Zeuge v. Zychlinski 
dagegen geſteht zwar zu, Inkulpat habe Reden gehalten, behauptet 
aber, daß darin Niemandem zu nahe getreten worden wäre. Gr könne 
ſich der Ausdrücke nicht mehr ganz erinnern, weiß aber genau, daß nie 
die Rede von Haudlungen gegen den Staat geweſen wäre. Der 
Staats⸗Anw. bemerkt nun, daß beute zum erſten Male ein Diener der 
Kirche vor den Schranken ſtehe, daß er nicht verkennen werde, mit 
einem Manne zu thun haben, der in ſeinem Privatverhältniſſen höchſt 
achtbar ſei. Es ſtehe jedoch durch die Zeugenausſagen feſt, daß der 
Angekl. durch ſeinen Einfluß zu den Unruhen viel beigetragen, und daß 
er zwei Reden, zu Anfang April vor und nach der Raſchkower Attaque, 
gehalten habe. Auf die in denſelben gebrauchten Ausdrücke und Worte 
käme es weniger an, weil eben dieſe Worte nicht geeignet ſeien, dem 
Angekl. eine Betheiligung an der Inſurrektion zur Laſt zu Jam; feine 
Schuld ſolle aber anf andere Weiſe dargethan werden. Alle Zeugen, 
ſowohl die Be- als Entlaſtungszeugen bekunden, daß Jukulpat zwei 
Reden gehalten, er hat alſo durch Wort und Handlung jeine Zuſtim⸗ 
mung zu dem von den Juſurgenten beabſichtigten Unternehmen ertheilt 
und ſich alſo der Theilnahme an der Inſurrektion ſchuldig gemacht, 
weshalb er auf das „Schuldig“ antrage. Der Angekl. ‚Deitreitet die 
Anſchuldigung: poln. Militair zum Widerſtande gegen die Regierung 
aufgereizt, geſteht jedoch zu, die Leute geſegnet zu haben, unge m. 
kein Vergehen abſehen, wenn er einem geſinnungstüchtigen Volke den 
Segen ertheile, weil es die Waffen ergriffen, das Joch der Ruſſen von 
ſich abzuſchütteln. Er hätte um ſo weniger ahnen können, durch 
ſeine Handlungsweiſe ſtraffällig zu werden, als die Behörden . 
hierzu aufgefordert, indem den Gendarmen befohlen war, den Anord- 
nungen des Comite's Folge zu leiſten; auch ſogar in Berlin den Po⸗ 
len Waffen gegeben wurden, gegen den gemeinſchaftlichen Feind — den 
Ruſſen — zu kämpfen, und ſelbſt Beurmann und Colomb die Be⸗ 
waffnung unter ihren Augen hätten geſchehen lach, fie zu ſtören. 
Seine Reden wären nur im friedlichen Geiſte gehalten worden, ohne 
daß er das Volk gegen Preußen gereizt. Alles, was er geſagt und 
gethan, habe er als heilige Pflicht erachtet, weshalb er auf Freiſpre⸗ 
chung antrage. 

Es iſt nicht in Abrede zu ſtellen, daß die Vertheidigung des An- 
geklagten mit Energie und Feuer gehalten wurde, und daß ſie einen 
mächtigen Eindruck auf die Geſchwornen hervorbrachte. Der Defen⸗ 
for hatte demnach nicht mehr viel zu ſagen nöthig. Auch der Vorſiz⸗ 
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zende hält die Anklage für erwieſen; doch die Geſchwornen ſprachen 
das „ Nichtſchuldig y 15 

1 Aus dem Krotoſchiner Kreiſe, den 27. Januar. Auch 
in dem Wahlbezirk zu Kozmin⸗ D. Hauland, haben die Polen 
nicht mitgewaͤhlt. 

8 Klaz, den 25. Januar. Zur Wahl für das Deutſche Par⸗ 
lament nach Erfurt hatten bei beiden Nationalitäten Vorberathungen 
ſtattgefunden, und es wurden die Herren Poſthalter Schmidt, Rath⸗ 
mann Hirſemann und Wirth Daniel Wandrey, fämmtlich Deutſche 
Männer von tüchtigen Geſinnungen, gewählt. Auch in der nächſten 
Umgegend ſind die Wahlen größtentheils auf Männer von gemäßigten 
Anſichten in politischer Beziehung gefallen. 


Bromberg, den 24. Januar. Bei der heutigen Wahl haben 
ſich die Polen und Demokraten gar nicht betheiligt; die 
erſte Wahltlaſſe war überall vollſtändig vertreten, und die meiſten 
Wahlmänner gehören dieſer Klaſſe an. Die zweite Wahltlaſſe war 
nur etwa zur Hälfte anweſend, aus der dritten fehlten noch mehr Ur⸗ 
wahler. Vorlaufig hat ſich erſt ein Kandidat für die Deputirtenftelle 
gemeldet, namlich der Regierungsrath Hoffmann. — In unſerer Nähe 
iſt ein nach Weſtpreußen beurlaubt geweſener Soldat von Wölfen zer 
riſſen worden. 


Muſterung polniſcher Zeitungen. 

Ueber die am 24. . Era 5 Wahl der Wahlmänner 
eines Deputirten zum Erfurter Reichstage äußert ſich die Gazeta 
polska No. 23. folgendermaßen: Der Wahlaktus ift in der ganzen 
Stadt ſehr geraͤuſchlos vorübergegangen; die Polen haben gar nicht 
gewählt und von der Deutſchen Bevölkerung eine verhältnißmäßig nur 
geringe Zahl. In mehreren Wahlbezirken fanden ſich nur einige Ur⸗ 
wähler ein, zum größeren Theile Beamte, die ex ofticio kamen. 
Die Gleichgültigkeit der hieſigen Deutſchen gegen das, was in Erfurt 
geſchehen ſoll, iſt vollſtändig, und auch ſehr erklärlich. Die Beamten 
wiſſen, daß die Wahl eine gewöhnliche Formalität ohne weſentlichen 
Werth und ohne den geringſten Einfluß auf das Regierungsſoſtem 
iſt, die übrigen Deutſchen aber ſind theils Feinde des Konſtitutiona⸗ 
lismus, theus auch überſättigt von den Wahlen, an denen ſie bis 
letzt noch keine Freude erlebt haben. Die demokratiſche Partei end⸗ 
lich hat ſich an den Wahlen gar nicht betheiligt. Daher auch kein 
Kampf, tein Rivaliſiren, und zwar natürlich deshalb, weil es keine 
Parteien gab, die Wahl nur von einer Partei vorgenommen worden 
iſt, von der Partei jener Menſchen, die immer und überall bereit ſind, 
den Willen der Regierung zu erfüllen. 

„ „ Dieſelbe Zeitung meldet, daß ihr von der Grenze des Königreichs 
die Nachricht zugegangen iſt, es ſei in der Gegend von Konin und 
Peiſern ein bedeutendes Ruſſiſches Corps concentrirt worden. 

„Der Dieu polski enthalt in No. 23. einen leitenden Arti⸗ 
kel über die zu ereirende Pairstammer. Er bezweifelt, daß bei der 
Stellung des Gouvernements gegen die Polen mehr als 7 Polen in 
die Pairsfammer kommen würden, und hält dieſe Zahl für viel zu 
gering, als daß ſie auf die Beſchlüſſe auch nur einigermaßen Einfluß 
üben könnte. Auf die Frage aber, ob es für die Polen beſſer ſei, mit 
einer Preußiſchen Geburtsariſtokratie oder mit der Büreaukratie zu 
thun zu haben, antwortet er dennoch unumwunden, daß er lieber die 
erſtere, als die letztere wolle, und zwar deshalb, weil er der Geburts⸗ 
Ariſtokratie mehr Edelſinn, als der nur auf ihre materiellen Intereſſen 
bedachten Büreaukratie zutraue, und weil jene ſtreng conſervativ ſich 
wohl nicht ſo leicht zum Umſturz beſtehender Rechte und Traktate ver⸗ 
ſtehen werde, wohingegen dieſe dem Syſteme politiſcher Nivellirung 
zur Sicherung ihrer eigenen Herrſchaft huldigend, die Zerſtückelung 
des Großherzogthums Poſen, wie dies ja in neueſter Zeit ſo erſicht⸗ 
lich geworden iſt, eifrig betreibt. Haben wir aber, fährt das ge⸗ 
nannte Blatt fort, die Wahl zwiſchen zwei llebeln, jo iſt es beſſer, keines 
von beiden zu wählen, fo lange zu hoffen ſteht, daß das eine wie das 
andere nur vorübergehend iſt, denn die Geſchichte liefert keinen Be⸗ 
weis dafür, daß von der Zeit abgenutzte politiſche Inſtitutionen von 
langer Dauer ſind. Wir glauben dies weder von der jetzigen Herr⸗ 
ſchaft der Büreaukratie noch von der Geburtsariſtotratie, die die Stelle 
jener vertreten ſoll, können alſo von keiner von beiden unſer künftiges 
Heil erwarten. Wir ſind durch die Schuld der Geburtsariſtokratie 
untergegangen, können alſo nicht für ihre Wiederherſtellung ſein; wir 
ſind untergegangen durch den Mangel an Fortſchritt und Volksfrei⸗ 
heiten, können alſo keine Vortheile von der Reattion, die nur den 
Rückſchritt will, erwarten. 

Daſſelbe Blatt berichtet in No. 21. Folgendes: Am vergangenen 
Dienſtag fand um Saale des Herrn Korzeniewski die Eröffnung des 
induſtriellen Vereins in Poſen ſtatt. Der Vorſitzende, Anton Krzy⸗ 
zanowski, hielt eine kurze Rede, in der er zur Arbeitſamkeit und Aus- 
dauer ermahnte. Darauf gab Karl Libelt ein hiſtoriſches Bild der 
Landesinduſtrie, ſprach von ihrem Verfalle und der Nothwendigkeit, 
fie auf dem Wege der Aſſociation wieder zu heben. Ein Mitglied 
dankte in herzlichen Worten den Gründern dieſes Vereins. Während 
des gemeinſchaftlichen beſcheidenen Mahles las Gniewoſz, ein Mit: 
glied des Vereins, ein dem Gegenſtande angemeſſenes Gedicht vor. — 
Wir wünſchen dieſem Vereine von Herzen, daß er moraliſch und ma⸗ 
teriell ſich kräftigen und die Grundlage zur Hebung der nationalen 
Juduſtrie unter uns legen möge. Zugleich handelt es ſich hauptſäch⸗ 
lich darum, daß die in der Geſellſchaft zugebrachte und der Arbeit 
entzogene Zeit durch wirkliche, aus der Beſehrung entſpringende Vor⸗ 
theile erſetzt werde und nicht Veranlaſſung zu übermäßigen Geldaus⸗ 
gaben ſei. Alle menſchlichen Inſtituttonen haben ihre gute und ihre 
ſchlechte Seite. Vereine ſind ſehr nützlich, aber ſie verleiten auch zu 
Ausgaben. Man muß alſo darauf bedacht ſein, daß das Uebel das 
moͤglichſt kleinſte, das Gute aber das möglichſt größte ſei. 

In derſelben Nummer des genannten Blattes iſt ein aus der 
„Szkola narodowa“ entlehnter Aufſatz unter der Aufſchrift: „über 
die Wahlen nach Erfurt“ enthalten, der alſo lautet: Es iſt unſern 
Leſern bekannt, daß ich mich in der Szkola narodowa gegen die 
Wahlen nach Erfurt erklärt habe. Meine Anſicht war die, daß wir 
Polen in Weſtpreußen keine Abgeordneten zu einem Deutſchen Reichs⸗ 
tage wählen dürfen, da wir in Deutschland nicht wollen einverleibt 
werden; ich rieth aber dennoch in den reinpolniſchen Kreiſen zur Wahl, 
um feierlichen Proteſt gegen die Einverleibung unſeres Landes in 
Deutſchland einzulegen. Ich habe mit dieſer meiner Anſicht lange zu⸗ 
zückgehalten, indem ich vorausſetzte, die Zeitungen des Großherzog⸗ 
thums Poſen würden ſich in dieſer wichtigen Angelegenheit bald ver⸗ 
nehmen laſſen. Da ich jedoch lange fruchtlos darauf wartete, ſo trat 
ich endlich mit meiner Anſicht hervor. Nun ſprach ſich auch der 
Dziennik polski in demſelben Sinne aus, nur mit dem Unterſchiede, 
daß die Proteſtation nicht von der Rednerbühne in Erfurt, ſondern 
von der in Berlin durch die Polniſchen Abgeordneten eingelegt werde, 


und wir uns gänzlich der Wahlen nach Erfurt enthalten. Dieſer mo⸗ 
difteirten Anſicht ſtimme ich jezt um fo mehr bei, da ich überzeugt bin, 
daß der Deutſche Reichstag in Erfurt nur der zweite Akt der Komödie 
ſein wird, deren erſter ſchon in Frankfurt geſpielt worden iſt. 

Die bei Woykowski hier nur Sonntags erſcheinende „gazeta 
wielkopolska niedzielna“ zieht in ihrer Nr. 4. eine höchſt originelle 
Parallele zwiſchen polniſcher und deutſ cher Aufklärung, die wir 
unſern, der polniſchen Sprache nicht mächtigen oder die polniſchen 
Tagesblätter nicht beachtenden Leſern nicht vorenthalten mögen. Der 
ſtelzfüßige Senſenträger erzählt in einer Judenſchenke einigen, auf ſeine 
Worte mit geſpannter Aufmerkſamkeit lauſchenden und um einen mit 
begeiſterndem aufklärendem Stoff garnirten Tiſch ſitzenden 
Zuhörern Folgendes: „In unſerm alten Polen, in dem Alles nach 
dem freien Willen des menſchlichen Geiſtes geſchah, gab es viel Klö⸗ 
ſter und ſehr wenig Gefängniſſe. Dieſe ſeien ſo ſelten geweſen, 
daß man Verbrecher oft viele, bisweilen gegen 100 Meilen habe 
trausportiren müſſen, „was alte Leute noch aus eigener Erfahrung 
wiſſen.“ Wenn ein folder aber die Einſamkeit ſuchte, fo fand er in 
und bei den Klöſtern einen Zufluchtsort und die Diener Gottes nah⸗ 
men ihn bereitwillig auf. Nicht ſelten pflegte es zu geſchehen, daß ein 
Sünder und Verbrecher, wenn er zur Beſinnung gekommen, freiwil⸗ 
lig von der Welt Abſchied nahm, fein Vermö en verließ, ſeinen Luüſten, 
der Bequemlichkeit und Allem entjagte, womit die Welt ihre Lieblinge 
beglückt, und als armer Lalenbruder oder Kloſterdiener eintrat is 
an ſeinen Tod Dienſte leiſtete — Dienſte eines vor Gott und Men⸗ 
ſchen zerknirſchten Herzens. So war es in unſerm alten Polen, in 
welchem auch der Sünder heilig war. (1) — Aber der Deutſche 
fagte: „das iſt ſchlecht!“ und ſobald er nur ins Land gekommen war, 
ſchloß er die Kloͤſter, caſſirte fie, verwandelte ſie in Ställe und in Gott 
weiß, was — und an der Stelle der Kloͤſter erbaute er ſogleich eine 
Menge — Kerker. Wenn jetzt Jemand ins Gefängniß geworfen wer⸗ 
den ſoll, jo iſt kein Kummer mehr darum, gleichviel, ob er etwas ver⸗ 
brochen hat oder nicht, denn faſt an jeder Straßenecke jeder Stadt iſt 
ein Gefängniß, daß iſt deut ſche Aufklärung, deutſche Ver⸗ 
nunft. Merkts Euch, ihr Deutſchen! 

Er erzählt nun von dem penſylvaniſchen Gefängniſſe zu Berlin, 
„in welchem die Menſchen zum ewigen Schweigen verurtheilt, ſogar 
verboten wäre, daß einer den Andern mit dem göttlichen Worte be⸗ 
grüße. Unſere Landsleute haben es eingeweiht — heute führen ſie 
dahin Gott weiß! welche Verbrecher, und Verbrecher giebts genug, — 
denn wo den Leuten zur freiwilligen Erkenntniß und Beſſerung das 
Thor geſchloſſen iſt, da ſtürzt der Menſch aus einem Verbrechen ins 
andere.“ Hierauf erzählt er von einem bekannten Verbrecher, der frü⸗ 
her für die Freiheit Deutſchlands gekämpft, fpäter wegen 800 Rthlr. 
einen Mord begangen habe und dem während ſeiner Haft 100,000 
Rthlr. zugefallen jeien, und ſagt dann: „Wenn bei uns im alten Po⸗ 
len ein Verbrecher wegen 800 Athlr. einen Menſchen getödtet hätte 
— jo wäre er als Laienbruder ins Kloſter, oder in freiwilliges Exil 
gegangen, und wenn ihm zufällig 100,000 Rthlr. zugefallen wären, 
ſo hätte er ſie einem Kloſter oder einem Hospitale vermacht, und er 
ſelbſt wäre in heiliger Armuth geſtorben. — In Deutſchland wurde 
er ins Gefüngm geworfen — es fielen ihm 100,000 Thlr. zu und 
er endet vielleicht in Verzweiflung ſein Leben, indem er ſeinen Schä⸗ 
del an der Gefängnißmauer zerſchmettert. Der Fiskus nimmt ſein 
Vermögen in Beſchlag und wird dafür einſt ein neues Gefängniß 
gründen. — Jenes iſt polniſche und dieſes deutſche Auf⸗ 
klärung!“ — Bar 

Darum, ihr Deutſchen, laſſet wieder Mlöfter, wie Pilze aus der 
Erde hervorſteigen, mehr noch, als bis zur Reformation errichtet wa⸗ 
ren; denn bis dahin waren nur allein 14,933 Bettelmönchsklöfter er⸗ 
richtet worden! Schaffet Mönche, mehr noch, als zu Luthers Zeiten 
lebten, denn damals belief ſich die Anzahl derſelben nur auf 2,465,000 
ausgenommen das kleine Häuflein Bettelmönche von 1 Million — 
und polniſche und deutſche Aufklärung werden Hand in Hand gehen 
und die großen nationalen Probleme ſind gelöſt. — ö 


Das Königliche Seebandlungs: Inftitut. (Schluß) 
Mit Ausnahme des Gutes Hammer⸗Boruy, welches verpachtet 

iſt, werden ſämmtliche Güter adminiſtrirt. Seit dem Jahre 1820 iſt 
der Gewinn der Seehandlung ununterbrochen bis zum Jahre 1841 
dem Kapitalvermögen derſelben zugeſetzt worden und es iſt darüber 
Seitens des Staats nicht disponirt worden. Dagegen wurde durch die 
Kabinets-Ordre vom 25. Juni 1841 dem Seehandlungs⸗Inſtitut 
aufgegeben, einen Separatfond für extraordinaire Bauten zu bilden, 
welchem daſſelbe aus dem ihm jährlich erwachſenden Gewinn in den 
Jahren 1841 und den folgenden Jahren die Summe von 100,000 
Thlr. jährlich zu überweiſen habe, in der Vorausſetzung jedoch, daß 
das Kapitalvermögen der Seehandlung durch die Zahlungen an den 
Baufond unter keinen Umſtänden angegriffen oder gefchmälert werde. 
Dieſer Ordre gemäß erfolgte in den Jahren 1811 — 1846 die Ueber⸗ 
weiſung von 100,000 Thlr. jährlich, zuſammen alſo von 600,000 
Thlr. an den Baufond und die Verwendung durch denſelben. Der 
Königl. Erlaß vom 25. Juni 1841 wurde jedoch am 27. Febr. 1846 
dahin abgeändert, daß die dem Baufond jährlich überwieſenen 100,000 
Thlr. vom Jahre 1847 ab, nicht mehr an dieſen, ſondern an die Ge⸗ 
neral⸗Staats⸗Kaſſe abzuführen ſeien. Dem entſprechend leiſtete die 
Seehandlung 1847 aus ihrem Gewinn eine Zahlung von 100,000 
Thlr. an die General: Staat3- Kaffe. Im Jahre 1848 konnte, wie 
ſchon im Eingang erwähnt, eine ſolche Zahlung nicht geleiſtet werden, 
da die Seehandlung einen Gewinn in dieſem Jahre nicht erzielt hatte, 
das Kapitalvermögen derſelben aber gemäß der Ordre vom 25. Juni 
1841 zur Leiſtung der Zahlung nicht angegriffen werden durfte. Nach 
einer näheren Erörterung der Verhältniſſe heißt es am Schluß: In 
Betracht aller dieſer Gründe und da die Kabinets⸗Ordre vom 14. Febr. 
1845 bereits beſtimmt hat, daß neue Fabrikanlagen von der Seehand⸗ 
lung nicht weiter unternommen werden follen: in Berückſichtigung aber 
auch der örtlichen nachtheiligen Rückwirkung, welche eine übereilte Ein⸗ 
ſtellung der industriellen Etabliſſements auf den Gewerbebetrieb und 
den Arbeiterftand, fo wie auf die Landes⸗Kulturintereſſen 4) der Um; 
gegend möglicher Weiſe äußern kann, glaube die Central⸗Kommiſſion 
darauf antragen zu müſſen, die Kammer wolle es für erforderlich er⸗ 
klären: a) daß die Seehandlung künftig neue gewerbliche Anlagen 
nicht weiter begründe; b) daß ſich dieſelbe der in ihrem Beſitze befind- 
lichen gewerblichen Etabliſſements allmählig auf die vortheilhafteſte 
e, jedoch mit Schonung des örtlichen Gewerbebetriebs und des 
Arbeiterſtandes, ſo wie der Landes ⸗Kultur-Intereſſen entäußere; ) 
daß dieſelbe ihren Geſchäſtsbetrieb auf den ihr durch die Ordre vom 
17. Jan. 1820 ausdrücklich zugewieſenen Wirkungskreis beſchränke; 
d) daß der Finanzminister über die allmählige Durchführung dieſer und 


*) 8. B. die plötzliche Aufhebung der Flachsbereitungs⸗Anſtalten in 
Schleſien. } 


ider oben beantragten Beſchlüſſe in dem jährlich bei Vorlegung des 
„ Etats zu erſtattenden Verwaltungsberichte Auskunft 
ertheile. 


Verantw. Redakteur: C. E. H. Violet. 

Allgemeine Vorwahl 
Mittwoch, den 30. Januar Abends 6 Uhr im Stadtver⸗ 
ordneten⸗Saale auf dem Rathhauſe (nicht im Handelsſaale, 
wie geſtern irrthümlich in dieſem Blatte ſtand). Alle Wahlmänner 
des VII. Wahlkreiſes, welcher die Stadt und den Kreis Poſen mit 
Ausnahme der Polizei⸗Diſtrikte Stenſzewo und Komornik und mit 
Einſchluß des Deutſchen Theils des Kreiſes Schroda umfaßt, werden 
dazu eingeladen. 


(Eingeſandt.) 

Die heutige Zeitung bringt uns das Reſultat der am letzten 
Sonnabend ſtattgehabten Vorwahl. Aber welch' ein Reſultat! Man 
ſtellt drei Candidaten auf, von denen der Eine nichts weiter gethan, 
als daß er einmal eine wirkſame Rede gegen die Polen gehalten, der 
früher Demokrat geweſen fein ſoll und zuletzt Marine-Rath beim Erz- 
herzog Johann geworden iſt, von dem jedenfalls Niemand weiß, ob 
er eine unabhängige Meinung hat. Der Zweite war einmal ein kräf⸗ 
tiger Mann, der ſich auch unleugbare Verdienſte um unſere Provinz 
erworben hat; — ob er es aber noch iſt? Wer weiß es? oder wer 
möchte es nach feinem Auftreten in Frankfurt verbürgen? — Und 
der Dritte? Er iſt gewiß ein braver und geſcheidter Mann, aber er 
gehört, wie man allgemein behauptet, der äußerſten Rechten an und 
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eignet ſich ſomit gewiß nicht zu unſerm Deputirten für Erfurt, ſelbſt 
wenn wir feinen zeligiöfen Standpunkt, der doch auch nicht der der 
Majorität iſt, gar nicht in Betracht ziehen wollen. 


R * 

Der Bericht über die „ Wahlangelegenbeit in der geſtrigen 
hieſigen Zeitung ift ungenau; namentlich enthält er in Beziehung auf 
meine Perſon Unrichtiges. Daß der Verein für König und Vater⸗ 
land beſchloſſen, drei Kandidaten aufzuftellen, iſt mir nicht bekannt; 
dagegen iſt es richtig, daß am letzten Freitage im Odeum eine Ver⸗ 
ſammlung von vielleicht 30 bis 40 hieſigen Wahlmännern ſtattgefun⸗ 
den hat, von denen jedoch wohl kaum der dritte Theil dem genannten 
Verein angehört. In dieſer Verſammlung wurde lediglich über das 
Prinzip, das bei der Wahl leitend ſein müſſe, ſo wie über die Moda⸗ 
lität der von mir abzuhaltenden Vorwahl geſprochen, von vorn herein 
aber die Aufſtellung beſtimmter Wahlkandidaten abgelehnt. Erſt nach⸗ 
dem die Verſammlung geſchloſſen war und über die Hälfte der Anwe⸗ 
ſenden das Haus ſchon verlaſſen hatte, wurde von den noch Zurück⸗ 
gebliebenen, die in einzelnen Gruppen ſich unterhielten, auf die Noth⸗ 
wendigkeit hingewieſen, über einige Kandidaten ſich zu verſtändigen, 
und da wurde denn unter Anderm auch die Anſicht laut, daß die Her⸗ 
ren Klee, Cranz und ich wohl die meiſte Ausſicht auf Erfolg bät- 
ten. In Betreff meiner Perſon ſchien mir dieſe Anſicht doch etwas 
gewagt, und darum erklärte ich, daß ich weder die Hoffnung noch den 
Wunſch hege, für Erfurt gewählt zu werden, eine Erklarung, die ich 
bei der Vorwahl der hieſigen Wahlmänner am verfloſſenen Sonnabend 
zu wiederholen für gut fand. Ich habe nichts dagegen, wenn Je— 
mandem dabei die „ſauren Trauben in der Fabel“ einfallen. 

G. Müller. 


Angekommene Fremde. 

Vom 29. Januar. 

Lauk's Hotel de Röme: Gen.⸗Bevollm. Buſſe u. Oberförſter Buffe a. 
Nogalin; die Kauft. Thomas a. Erefeld; Förſter a. Mainz; Pniower 
a. Oppeln u. Schaffer a. Berlin. 5 

Hotel de Baviere: Landrath v. Haza a. Samter; Landſch.⸗Rath Niß⸗ 
mann a. Obrzycko; Gutsb⸗Sohn Oöniakowski a. Nadem in Polen; 
Gutsb. v. Bojanowski a. Gr. Oſtrowieczuo; Engl. Parlaments⸗Mit⸗ 
glied Sir Henry Baring a. London; Lieut. Weißermel a. Samter, 

Bazar: Eigenth. Moſzezynski a. Mareinkowo dolna. 

S Adler: Holzhändler Mälzer a. Wronke. 

Hotel de Dresde: Gutsb. Grätzer a. Turchalin. 

Goldene Gans: Brennerei⸗Pächter J. Handke a. Pinne; Probſt Gollin 
a. Datow; die Oberforſter Schmidt u. Sperling a. Moſchin. 

Hotel à la ville de Rome: Kfm. Jacobi a. Berlin; die Bürger 
Gorzenski; Wisniewski u. W. Tyxicki a. Buk. 

Hötel de Berlin: Die Hülfsrichter Weiß u. Bärmeiſter a. Nogaſen; 
Frau Gutsb v. Prufimsta a. Puſtachuta; Poſtſekr. Obſt a. Wol- 
ſtein; Regimentor Strache a. Neuſtadt Eberswalde. 

Hotel de Paris: Kfm Stodolkiewicz a. Schroda, 

Hötel de Pologne: Kfm. Schwarzenhorn a. Freyenwalde; Holzhändler 
Nohlke a. Wronke; Deſtillateur Tſchacher a. Wreſchen; Mühlenbeſ. 
Bielau a. Wieczyn. 

Im Eichborn: Die Kaufl. Nothmann a. Schocken; Levi a. Krotoſchin; 
Sroifopn a. 5 Caro a. Miloslaw; Oſer a. Nakel u. Hirſch⸗ 

erg a. Gneſen. 

Im Eichenkranz: Mad. Nuſſak, Kfm. Götz u Kondukt. Strigerskia Gneſen. 

Zur Krone: Die Kaufl. M. Levy a. Wagrowiec; Höflig a. Nawicz u. 
Grätz a. Grünberg. 2 : 

Drei Lilien: Gutsb. Teitgen u Partik. Nonewitz a. Goscieczin. 

Große Eiche: Die Gutsb J. Suhorzewsti a. Wſzemborz u Gos lawski 
a Gorka; Pächter Slaboſzewski a Lubowiecko. 


Druck und Verlag von W. Decker & Comp. in Poſen. 


Stadt⸗ Theater in Poſen. 

Donnerſtag den 31. Januar: Der Vetter; 
Luſtſpiel in 3 Aufzügen von R. Benedir. — Vor⸗ 
her zum Erſtenmal: Ein bengaliſcher Tiger; 
Poſſe in 1 Akt von Herrmann. 

Den geſtern Abend halb 8 Uhr nach kurzem Lei⸗ 
den an der Unterleibs- Entzündung erfolgten Tod 
unſers Gatten, Vaters und Schwiegervaters, des 
Klempner⸗Meiſters Auguſt Müller, beehren wir 
uns theilnehmenden Freunden und Bekannten hier- 
mit anzuzeigen. 

Poſen, den 29. Januar 1850. 

Die Hinterbliebenen. 

Die Beerdigung findet Donnerſtag Nachmittags 

3 Uhr ſtatt. 


Bekanntmachung. 

In dem Hypothekenbuche des im Regierungs- 
bezirte Poſen, im Kreiſe Wreſchen belegenen 
adeligen Gute Gorazdowo, ſtand Rubrica III. 
No. 5. eine Proteſtation für die Eliſabeth ges 
bornen v. Czarnecka, geſchiedenen v. Tybo⸗ 
rowska, jetzt deren Erben, wegen ihres Mutter⸗ 
erbes in Höhe ven 12,500 Floren polniſch nebſt 
Zinſen, auf den Grund der Inſcription in castro 
Posnaniensii vom 27flen Juni 1777, nach der 
Anmeldung vom 28ſten December 1796, vigore 
deereti vom 18ten November 1797 mit dem Be⸗ 
merken eingetragen, daß dieſer Summe wegen 
dem Fürſten v. Jablonowski die ad No. 3. 
eingetragene Eviction beſtellt worden. i 

Dieſe Port iſt zum Beſten der Kaufmann Knir 
fpelfchen Konkurs-⸗Maſſe wegen der von derſel— 
ben gegen die Eliſabeth v. Tyborowska er⸗ 
ſtrittenen Forderung von 236 Du katen nebſt Zins 
ſen mit Arreſt belegt, und der Arreſt im Hypothe⸗ 
kenbuche ad Decretum vom löten September 
1800 notirt worden. 

Bei der Vertheilung der Kaufgelder des in noth— 
wendiger Subhaſtation verkauften Gutes Gora⸗ 
zdo wo iſt auf die obige Poſt ein Percipiendum 
von 6317 Rihlr. 12 Sgr. 7 Pf. incl. Zinſen feit 
dem Iften Juli 1806, nebſt den feit dem 24ſten 
Februar 1847 aufkommenden Depoſital⸗Zinſen 
gefallen, welches zu einer Special⸗Maſſe deshalb 
hat genommen werden müſſen, weil im Kaufgel⸗ 
derbelegungs-Termine ſich Niemand gemeldet, 
weil das Dokument fehlt, und von den ſpäteren 
Gläubigern Widerſpruch erhoben worden. 

Es werden daher alle diejenigen unbekannten 
Perſonen, welche als Eigenthümer, Erben, Ce 
fionarien, Pfandinhaber oder ſonſt Berechtigte 
Anſprüche an dieſe Special-Maſſe zu haben glau— 
ben, aufgefordert, ſich in dem hierzu 

am 3ten Juni 1850 Vormittags 10 Uhr 
vor dem Deputirten Herrn Obergerichts-Aſſeſſor 
Ryll in unſerm Sitzungszimmer anflehenden Terz 
mine zu melden, widrigenfalls fie mit ihren Ans 
ſprüchen an die Special⸗Maſſe werden präkludirt 
werden. 

Wreſchen, den 15. September 1819. 

Königl. Kreis⸗Gericht. 1. Abtheilung. 


Bekanntmachung. 4 
In dem Hypothekenbuche des im Regicrungs⸗ 
bezirke Poſen, im Kreiſe Wreſchen belegenen 
adeligen Gute Gorazdowo ſtanden auf den 
Grund des gerichtlichen Schuld⸗Inſtruments vom 
Iſten Juli 1801, ex deereto vom 19ten Sep⸗ 
tember 1803 Rubrica III. No. 9. — 22,000 Rthl. 
eingetragen, welche der Eigenthümer Anton 
v. Czarnecki von ſeiner Ehefrau, Antonina 
gebornen v. Czosnowska, verehelicht geweſenen 
v. Bledowska, aus ihrem vorbehaltenen Ver— 
mögen erborgt hat. 
Auf dieſe Poſt war 
1) eine Proteſtation zur Sicherheit des Jo ſeph 
Naſierowski zu Mgezniki, wegen deſſen 
rechtskräftig von dem Beſitzer erſtrittenen 
Forderungen per 22,440 Nthlr. 29 Sgr. 3 
Pf., zufolge Requiſition des ehemaligen Kö⸗ 
niglichen Landgerichts zu Gneſen vom 17ten 
Februar 1820; 


Berlin, wegen eines etwanigen Ausfalls von 
dem im Hypothekenbuche von Zydowo Ru- 
brica III. No. 2. eingetragenen Kapitale von 
12,000 Rthlr. und 8400 Reblr. rückſtändi⸗ 
ger Zinfen davon auf Requifition des vor— 
maligen Königlichen Landgerichts zu Gneſen 
eingetragen. 

Bei der Vertheilung der Kaufgelder des in 
nothwendiger Subhaſtation verkauften Gutes Go— 
razdowo iſt auf die obige Poſt ein Percipiendum 
von 4562 Rthlr. 19 Sgr. 2 Pf. nebfi den Depo⸗ 
ſital⸗Zinſen ſeit dem 24ften Februar 1847 gefallen, 
welches zu einer Spetial-Maſſe deshalb bat ge- 
nommen werden müſſen, weil bei der Kaufgelder⸗ 
belegung ſich herausgeſtellt hat, daß die Erben 
nicht legitimirt ſind, und daß das über die Poſt 
ausgefertigte Hypotheken-Inſtrument fehlt. 

Es werden daher alle diejenigen unbekannten 
Perſonen, welche als Eigenthümer, Erben, Ceſ— 
ſtonarien, Pfandinhaber oder ſonſt Berechtigte 
Anſprüche an dieſe Special-Maſſe zu haben glau— 
ben, aufgefordert, ſich in dem hierzu 

am Zten Juni 1850 Vormittags 10 Uhr 
vor dem Deputirten Herrn Ober-Gerichts⸗Aſſeſſor 
Ryll in unſerm Sitzungszimmer anſtehenden Ter⸗ 
mine zu melden, widrigenfalls fie mit ihren An⸗ 
ſprüchen an die Special⸗Maſſe werden präkludirt 
werden. 

Wreſchen, den 15. September 1849. 
Königl. Kreis⸗Gericht. Erſte Abtheilung. 


Bekanntmachung. 

Im Hypothekenbuche des im Regierungsbezirke 
Poſen, im Kreiſe Wreſchen, belegenen adelis 
gen Gute Gorazdowo, ſtand Rubr. III. No. 8. 
eine Proteſtation wegen der den Geſchwiſtern des 
Eigenthümers, namentlich der minorennen Roſa, 
Marianna und Angelica v. Czarnecka, 
und der Eliſalbeth v. Czarnecka, verchelichten 
v. Tyborowska zuſtehenden Rechte auf die aus 
dem vierten Theile des Werths dieſes Guts der 
Erblaſſerin gebührende, in Quanto noch nicht 
ausgemittelte Abfindung in baarem Gelde, zu— 
folge Geſuchs der Eliſabeth v. Tyborowska 
vom 30. December 1802 ex Deereto vom 24. 
Januar 1803 eingetragen, worüber unterm 25. 
Februar 1803 Recognition eriheilt worden iſt. 

Auf dieſe Proteſtation iſt, inſoweit ſie die Eli— 
ſabethev Czarnecka verchl. v. Tyborowska 
betrifft, auf das Geſuch der Regierungs⸗Sala⸗ 
rien-Kaſſe zu Poſen ein Arreſt auf Höhe von 
400 Thlr. wegen der von der v. Tyborowska 
rückſtändigen Koſten notirt geweſen. 

Bei der Vertheilung der Kaufgelder des in noth⸗ 
wendiger Subhaſtation verkauften Guts Go— 
razdowo, iſt auf dieſe Poſt ein Percipiendum 
von 31,359 Thlr. 2 Sgr. 4 Pf. incl. Zinſen ſeit 
dem Iſten Juli 1806, nebſt den ſeit dem 24ſten 
Februar 1847 aufkommenden DepofitalsZinfen 
gefallen, welches zu einer Special-⸗Maſſe deshalb 
hat genommen werden müſſen, weil die Gläubi— 
gerin ſelbſt im Termine nicht erſchienen iſt, die 
über ihren Nachlaß eingeleitete Curatel aber aufs 
gehört hat, und die nachfolgenden Gläubiger 
Widerſpruch erhoben haben. 

Es werden daher alle diejenigen unbekannten 
Perſonen, welche als Eigenthümer, Erben, Ceſ⸗ 
fionarien, Pfandinhaber oder ſonſt Berechtigte 
Anſprüche an dieſe Special-Maſſe zu haben glau⸗ 
ben, aufgefordert, ſich in dem hierzu 

am 3ten Juni 1850 Vormittags 10 Uhr 


2) eine Proteſtation für die Hauptbank zu I 
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vor dem Deputirten Herrn Ober- Gerichts⸗Aſſeſſor 
Ryll in unſerm Sitzungsummer anſtehenden Ter⸗ 
mine zu melden, widrigenfalls fie mit ihren Anz 
ſprüchen an die Special-Maſſe werden präkludirt 
werden. 4 
Wreſchen, den 15. September 1849. 
Königl. Kreis-Gericht. Erſte Abtheilung. 
55 Heiraths-Ausſtattungs—⸗ 
25 und 
W Sterbe- Verein — 
95 für 
5 die Provinz Poſen. 25 
* Diejenigen Mitglieder, welche ſich gezeich⸗ & 
net haben und das Einkaufsgeld noch nicht IR 
eingezahlt, haben ſich bis ſpäteſteus den 
255 15. Februar e. zu melden, im entgegen⸗ . 
geſetzten Falle werden ihre Stellen aus den 
Reſerve⸗Liſten ergänzt. 
Be Der Vorſtand des Vereins. ® 
Der „Gaſthof zum Stern“, unmittelbar an der 
Stadt Murowana-Goslin und der großen 
Poſtſtraße gelegen, iſt von Johanni e. ab vom Do⸗ 
minium Pila zu verpachten. 4 
Ein möblirtes Zimmer in der Bel⸗Etage Schützen⸗ 
Straße No. 25. iſt ſofort zu vermiethen. 
. TELLER r . . . 
Vion Oſtern ab iſt in der Schloßſtraße . 
> eine Wohnung für 50 Rthlr. pro Anno 
zu vermiethen. Das Nähere in der Hand⸗ % 
de lung D. Goldberg, Markt No. 83. 5 
Eine Franzöſiſche Siegelpreſſe, 
dauerhaft und gut conſtruirt, beſonders zu 
empfehlen für Kaufleute, Bure aur u. Rechts— 
Anwälte iſt billig zu verkaufen 
Neueſtraße neben der Griechiſchen Kirche bei 
— Ludwig Johann Meyer. 
Poreellan⸗Taſſen von SO Sgr. per 
Dutzend ab empfiehlt 
die Galanterie-⸗, Porcellan- und Glaswaaren⸗ 
Handlung . 
Nathan Charig, 
vormals: Beer Mendel, 
Markt No. 90. 
Die Putz- und Modewaaren-Handlung 
von 
Geſehwiſter Meyer, Markt 41., 
im Hauſe des Herrn Apotheker Wagner, 
übernimmt Reisſtroh-, Roßhaar- und Bordüren⸗ 
Hüte zum Waſchen und Moderniſiren, zur Beſor⸗ 
gung nach Berlin zu Fabrikpreiſen. 
Neu erfundenes chemiſches Froftheil- 
wa ſſer, welches jeden Froſt, und wenn er noch 
ſo alt wäre, in wenig Tagen unfehlbar vertreibt, 
ſo daß ſich ſolcher nie wieder zeigt, verfertigt 
mit mediziniſch- polizeilicher Konzeſſion von J. G. 
Schultze jun. in Berlin, Breiteſtr. 20. 
Niederlage für Poſen allein bei Herrn Lu d⸗ 
wig Johann Meyer, Neueſtraße neben der 
Griechiſchen Kirche. — Preis 6 Sgr. pro Flaſche 
nebſt Gebrauchsanweifung- 5 


Die Hamburg⸗Amerikaniſche Paketſchifffahrt⸗Ac⸗ 
tien⸗Geſellſchaft 


kündigt biermit ihre erſte diesjährige Expedition nach New⸗Nork pünktlich auf 18ten März an. 


Paketſchiff „Elbe“, Capt. Heydtmann. Paſſagepreis: 35 Rthlr. Preuß. 


Cour. 


Nähere Auskunft ertheilt, auf frankirte Anfragen, und iſt zur Aufnahme von Paſſagieren bereit, 


ihr Haupt⸗Agent 


Nathan Charig, in Poſen, Markt No. 90. 


Aechte Hamburger Cigarren 
empfiehlt M. Cohn, Friſeur, Neueſtraße 5. 


Viſiten⸗ und Fan taſie-Fracks 
owie 
eine große Auswahl von 


Ball⸗Weſten 


7 nach neuſtem Schnitt 
empfiehlt die Tuch- und Herrenkleiderhandlung von 


Joachim Mamroth, 


Markt 56. 1 Treppe. 


— —— 


A. Bachs Bierhalle, Breslauerſtr. No. 30. 
Heute Abend 7 Uhr J. Vorftellung in der Magie 
von Herrn Wendland, wozu frenndlichſt einladet 
Bad 


Eine Stickerei von ſchwarzer Wolle mit Blumen, 
zu einem Stuhlüberzuge beſtimmt, iſt verloren. 
Der Finder wird erſucht, dieſelbe Gartenſtraße 
No. 285. bei dem Oekonomie⸗Rath Wendland 
gegen eine Belohnung von 1 Thaler abzugeben. 


Erwiderung auf den in der Poſener Zei⸗ 
tung No. 23. enthaltenen Schmähartikel: 
„die Poſener Straßenreinigung“ betr. 
Eines der charakteriſtiſchen Merkmale unferer for 
genannten Liberalen und die Frucht der hochgeprie⸗ 
ſenen Preßfreiheit, welche jedoch ſehr häufig in Preß⸗ 
frechheit ausartet, iſt es, daß Jedermann ſich beru⸗ 
fen fühlt, über Angelegenheiten, die ihr ganz un⸗ 
bekannt und von denen er gar keinen Begriff hat, 
öffentlich das Wort zu nehmen, und Perſonen und 
Inſtitute, welche trotz ihrer ſchwierigen Stellung 
ſich die Zufriedenheit aller Beſſergeſinnten zu erwer⸗ 
ben gewußt haben, zu verdächtigen und anzufeinden. 
Auf dieſe Weiſe iſt es gekommen, daß der obge⸗ 
dachte Artikel in die Spalten unſerer Zeitung hat 
Eingang finden können, ein Artikel, dem man es 
auf den erſten Blick anſteht, daß er nur auf gänz⸗ 
licher Unkenntniß der hieſigen Verhältniſſe beruht, 
denn ſonſt hätte Referent es wohl wiſſen müſſen, 
daß am hieſigen Orte nicht der Polizei, ſondern 
dem Magiſtrate, die Hauptreinigung der Stra⸗ 
ßen und Platze, fo wie das Abfahren des Schnee's 
obliegt, ferner daß hierſelbſt eine Straßenreinigungs⸗ 
Ordnung vom 15. Februar 1837 beſteht, welche ſch 
in den Händen eines jeden Hauseigenthümers bes 
findet; in dieſer Inſtruktion find die betreffenden 
Verpflichtungen der Hauseigenthümer zur Reinhal⸗ 
tung der Bürgerſteige u. ſ. w. genau angegeben und 
die für Nichtbefolgung derſelben verordneten Stra⸗ 
fen beſtimmt; es könnte daher nur Sache der Polizei 
ſeyn, die pünktliche Erfüllung dieſer Verpflichtungen 
zu überwachen und die Säumigen der geſetzlichen 
Strafe zu übergeben, keineswegs aber die Straßen⸗ 
reinigung ſelbſt zu bewirken. Wenn nun auch zu⸗ 
gegeben werden muß, daß das ambulante Polizei⸗ 
Perſonal für die hieſige Stadt viel zu klein, ſo kann 
doch wahrlich dieſem Uebel dadurch keine Abhülfe 
geſchehen, daß der Chef der ambulanten Polizei auf 
einem ambulanten Dienſtpferde figend 
die Straßen durchreitet, vielmehr muß es dankbar 
anerkannt werden, daß auch eben dieſe geringe An⸗ 
zahl ambulanter Polizeibeamten mit ihrem würdi⸗ 
gen, beſcheiden zu Fuß einhergehenden Chef feine 
Pflichten dergeſtalt treu erfüllt, daß fie den gutge⸗ 
finnten Bürgern hieſiger Stadt keinen Grund zur 


erechten Klage je gegeben, vielmehr ſtets die vollſte 


Zufriedenheit derſelben ſich erworben hat. 

Es dürfte demnach der Redaktion unſerer Zeitung 
ſehr zu rathen ſeyn, in Zukunft ſolch gehäſſigen Ar- 
tikeln, welche, wie bereits geſagt, nur auf gänzlicher 
Unkenutniß der wahren Sachlage beruhen und de⸗ 
nen der Stempel anonymer Denunciationen und 
Aufreitzungen nur zu ſehr aufgedrückt iſt, ihre Spal⸗ 
ten nicht zu öffnen, da dies den Tendenzen eines 
Provinzial⸗Hauptblattes ganz unwürdig iſt. 


